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Am 7. Oktober 1999 würde Ulrike Meinhof 
65 Jahre alt werden. Ich möchte an sie erin- 
nern. 

‘rinnern an einen aufrechten, ehrlichen, 
empfindsamen, politisch engagierten und 
revolutionären Menschen.. Die üblicher- 
weise vorgenommene 'Irennung zwischen 
ihr als Journalistin und ihr als ‚lerroristin“ 
möchte ich ausdrücklich nicht machen. 


Die Regierenden hassten sie wegen ihrer 
Wirkung, die sie auf Menschen besaß. 

Sie kam schließlich als eine der ersten po- 
litischen Gefangenen im Gefängnis zu To- 
de. 

Die bundesrepublikanische Öffentlich- 
keit glaubt noch heute an einen Selbstmord. 


Ulrike Meinhofs Bedeutsamkeit und ihre 
besondere Wirkung auf Menschen lag be- 
gründet in ihrer bestechenden Echtheit und 
Tiefe von Gefühlen, verbunden mit einem 
scharfen analytischen Verstand sowie der 


Fähigkeit ‚beides auch schriftlich überzeu- 
gend zu Papier zu bringen. Sowohl im ein- 
fachsten persönlichen Gespräch als auch im 
essayistischen wie im analytischen Schrei- 
ben besaß sie eine große Überzeugungs- 
kraft, wie man sie nicht häufig antrifft. 
Selbst erklärte Gegner ihrer Meinung mus- 
sten dies immer wieder voller Respekt fest- 
stellen. Sie war eine politische Frau, wie man 
sie selten in der deutschen Geschichte fin- 
det. 


Besondere Bewunderung wurde ihr außer- 
dem zuteil, weil sie Popularität, bürgerliches 
Leben und gesellschaftliche Anerkennung 
über Bord geworfen und sich ganz dem 
Kampf der Ausgestoßenen der Gesellschaft 
gewidmet hat. i 

Wovon die linksliberale Offentlichkeit 
nur in lateinamerikanischen und griechi- 
schen Revolutionsliedern träumte, das war 
für die ganz unten Stehenden auch hier bei 
uns brutale Wirklichkeit. „Bambule“ zu ma- 


Gefangenenrevolte in 


Gedanken zum 65. Geburtstag von 
Ulrike Marie Meinhof 


chen, wurde dort zu einer Frage des per- 
sönlichen Überlebens der eigenen Würde. 
Diese in eine schlau und gut organisierte 
Gegengewalt zu verwandeln, war das Einzi- 
ge, was die Unteren wirklich ernst nehmen 
konnten, Menschen ,vom Protest zum Wi- 
derstand‘ zu führen, wurde für Ulrike fortan 
zum ernsthaftesten Ziel linker Politik. 


Türkei 


Seit Monaten hat sich die Situation in den 
Knästen der Türkei immer weiter zuge- 
spitzt. Schon im Juli diesen Jahres kam es 
zu einer knastübergreifenden Aktion, die, 
wie in den meisten Fällen, vom CMK (Zen- 
traler Koordinierungsrat der revolutionären 
Gefangenen) koordiniert wurde, gegen die 
Verlagerung revolutionärer Gefangener in 
die sog. F-Iyp-Gefängnisse. Deren Bau- 
weise darauf ausgerichtet ist, die Gefange- 
nen voneinander zu isolieren. Auch bei der 
damaligen Aktion wurden von den revolu- 
tionären Gefangenen Geiseln aus dem Ge- 
fängnispersonal genommen. Im Juli endete 
die Aktion siegreich. Die Verlegungen wur- 
den rückgängig gemacht, worauf die Ge- 
fangenen ihre Geiseln freiließen. 

Seit diesem Zeitpunkt hat sich im Um- 
gang des Staates mit den revolutionären Ge- 
tangenen nicht viel verändert. Es kam seit- 
dem immer wieder zu Überbelegungen von 
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Ulrike Meinhof ... 


Ziel der Gegen gewalt war, die Repräsentan- 
ten des Kapitals ein wenig in jener Ruhe zu 
erschüttern, mit der sie ihre weltweiten Pro- 
fite zusammenraubten, den verbrecheri- 
schen Charakter ihrer Tätigkeiten aufzu- 
decken und damit den Unterdrückten Mut 
zu machen. 


Über die Bedeutung der RAF in der Ge- 
schichte kann man unterschiedlicher Mei- 
nung sein. Um diese ganz zu begreifen, be- 
darf es einer eingehenden Analyse der west- 
deutschen Verhältnisse seit 1945. Sagen 
kann man, dass der Staat gezwungen war, 
seine rechtsstaatliche Maske für einen kur- 
zen Moment abzulegen und sich in seiner 
Parteinahme für die Obersten der Gesell- 
schaft voll zu zeigen. 

Der schließliche ‚Sieg’ über die RAF war 
nur durch das Offenbaren einer völlig rück- 
sichtslosen, brutalisierten Staatsmaschine- 
rie möglich, die bereitwillig gegen einen Teil 
der deutschen Bevölkerung vorging. Das ist 
heute für viele Menschen im Rückblick auf 
die siebziger Jahre deutlich geworden: Die 
Mächtigen saßen unsicherer auf ihren 
Stühlen in dieser Zeit, sie hatten reale 
Angst, während sie heute gefestigter denn 
je, sogar mit Hilfe ehemals oppositioneller 
Gruppen ihre Geschäfte gegen die Allge- 
meinheit verrichten dürfen. 


Ulrike litt darunter, den Fehler ihrer eigenen 
Eltern zu wiederholen, die angesichts des 
Nazi-Klends stillgehalten und nur stumm 
gelitten hatten. Ihr Schreiben reichte ihr 
nicht mehr, sie wollte mehr und Effektiver- 
es tun, sie ertrug es nicht mehr, sich schul- 
dig zu fühlen, den Mördern von My Lai, die 
sich schon in amerikanischen Kasernen in 
unserem Lande breit machten, nur mit 
Worten entgegenzutreten. 


Gerade weil sie eine ungeheure Abscheu vor 
Gewalt in jeglicher Form hatte, gerade des- 
halb konnte sie, wenn sie die täglichen 
Nachrichten verfolgte, nicht mehr länger 
Nein zu militanter Gegenwehr sagen. Sie 
musste sich klarmachen, dass dies nur Feig- 
heit war. Feigheit und die zufällige Hinge- 
streutheit der eigenen Geburt an einen Ort 
in die Nähe der neuzeitlichen Kaiser, wo je- 
der glaubte, im Wohlstand in Ruhe leben 
zu können. 


Sie aber, und mit ihr erlebten dies viele jun- 
se Menschen ihrer Zeit, hörte laut und 
deutlich die Stimmen der Gefolterten und 
Verhungernden aus den rohstoffliefernden 
Ländern sowie die Stimmen derer, die im ei- 
genen Land vergessen wurden. 


Und niemals, worüber und mit wem auch 
immer sie sprach, niemals verlor sie die lat- 
sache aus dem Blick, dass die Verhältnisse 
ungerecht waren und geändert werden müs- 
sten und daß damit jeder augenblicklich be- 
ginnen könne und dass es leichter sein wür- 
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de, wenn sich alle ; 
zusammentäten. 
Immer betonte sie 
dieses. 


Es passt auf sie das 
Gedicht von 
Brecht: ‚Lob des 
Revolutionärs , 
denn immer, wenn | 
man mit ıhr disku- : 
tierte oder sprach, : 
blieb eine Unruhe ` 
zurück, ein neues 
unbekanntes Zwei- 
feln, ein Unbeha- 
gen, gepaart mit einem neuen, niemals ge- 
dachten Gedanken, eine neue Variante, bis- 
her nie gesehen, tauchte auf, Mut entstand 
und Hoffnung. Sie besaß etwas, was nur we- 
nige Menschen besitzen, sie besaß die 
Fähigkeit, dialektisch zu denken und zum 
Widerspruch herauszufordern. 

Nach einem Gespräch mit ihr, und sei es 
auch nur über das banalste Thema, fing man 
an völlig neu nachzudenken über all das, was 
einem vorher selbstverständlich erschienen 
War. 


Ulrike besaß die Fähigkeit zu einem breit 
und tief empfindenden Mitgefühl, verbun- 
den mit dem Durchschauen unserer Ge- 
sellschaft als einer rücksichtslosen Wirt- 
schaftsdiktatur. Dieses Mitfühlen mündete 
nicht in lähmende Resignation, sondern 
wurde zu einem aufrichtigen und aktiven 
„Mit-Leiden“ , von dem schon der Dichter 
Lessing gefordert hat, dass es unmittelbar 
in die engagierte, echte, zur Gegenwehr 
schreitende lat einmünden, oder ansonsten 
lieber gar nicht erst ausgelöst oder empfun- 
den werden sollte. 


Heute, da Ulrike 65 Jahre alt geworden wä- 
re, sitzen noch immer, vergessen in ihren Iso- 
lationszellen, inhaftierte RAF- Gefangene 
in bundesdeutschen Knästen ein. Die Öf- 
fentlichkeit schweigt dazu. 


Es wird oft gesagt, Ulrike Meinhof hätte sich 
nicht in dem Maße politisch engagieren und 
sich stattdessen lieber ihrer Familie widmen 
sollen, sie habe ihre Kinder im Stich gelas- 
sen und stattdessen vergeblich gegen das 
Elend der Welt angekämpft - 


Ulrike hat ihre Kinder geliebt. Gerade wenn 
man seine Kinder liebt, leidet man unter 
Ungerechtigkeit und Gewalt mehr als an- 
dere Menschen. Es war auch die Liebe zu 
ihren Kindern, die Ulrike zwang, alle nur er- 
denklichen Mittel anzuwenden, um eine 
Veränderung unserer Gesellschaft zu bewir- 
ken. 

Dürfen wir Ulrike Meinhof für ihren Ver- 
such verurteilen, die bestehenden Verhält- 
nisse zu verändern? Dafür, dass der Kampf 
ihrer militanten Gruppe zwar den Oberen 
Angst einjagte, aber zu wenigen Menschen 
den Mut gab, sich ihnen anzuschließen und 


daher isoliert blieb und keine Volksbewe- 
gung auslöste ? 


Haben wir nicht auch aus den Fehlern frühe- 
rer Revolutionäre gelernt, so wie jetzt Sub- 
comandante Marcos aus den Fehlern Che 
Guevaras lernt und eine engere Fühlung zu 
der indianischen Bevölkerung in Mexico 
herstellt ? 

Haben wirjemals den Revolutionär an sei- 
nem Scheitern gemessen und ihn also für 
etwas verurteilt, für das nicht er alleın ver- 
antwortlich zu machen ist ? 

Menschen werden nicht außerhalb ihrer 
Zeit geboren, sie können nur ihrer Zeit ein 
Stück vorangehen, so ein Mensch war Ulri- 
ke, und ebenso ihre Genossen und die mit 
ihr Ermordeten. 


Fines Tages wird man auch in Deutschland, 
wie man es jetzt schon in vielen Ländern der 
sogenannten Dritten Welt tut, Ulrike 
Meinhof und ihre Genossen als Wider- 
standskämpfer achten und ehren, nämlich 
dann, wenn die Verbrechen der Geheim- 
dienste der reichen Industrieländer, wenn 
ihre Völkermorde, ‚chirurgischen Eingriffe’ 
und neuzeitlichen Blitzkriege, die sich der 
Zunahme der internationalen Konkurrenz 
entsprechend steigern, wenn diese Verbre- 
chen allgemein aufgedeckt, und die Opfer 
bekannt sind. 


Bis dahin sind ihre Namen selbst den linken 
Zeitungen an ihren Geburts- oder Todesta- 
gen oft nicht einmal der Erwähnung wert. 
Das wird sich ändern. 


Anja Röhl 


PS. Am Geburtstag Ulrike Meinhofs, den 
7.10, nachmittags um 17 Uhr findet in Ber- 
lin-Mariendorf auf dem Friedhof West- 
phalweg ein kleines Treffen mit Gartenar- 
beit (Grabschnitt, Steinpflege, Blumen- 
pflanzen) statt. 


Zu meiner Person: 

Ich bin die Tochter von Klaus Rainer Röhlaus 
erster Ehe. Meine Geschwister sind Regine 
und Bettina Röhl, die Kinder Ulrike Mein- 
hofs. Als sie auf die Welt kamen, war ich sie- 
ben Jahre alt. Ich kannte Ulrike Meinhof von 
meinem fünften bis zu meinem 20. Lebens- 
jahr, zuletzt im Knast. 


Gefangenenrevolte 


Zellen (diediesmal zum Ausgangspunkt. der 
Revolte wurden), Misshandlung von Ge- 
fangenen und Angriffen auf die Angehöri- 
sen und Verteidiger derselben. Erst vor we- 
nigen Tagen wurde den Gefangenen in vie- 
len Knästen verwehrt, ihre Essensrationen 
und Blutspenden der unter dem Erdbeben 
leidenden Bevölkerung zur Verfügung zu 
stellen. 

Bei diesem letzten Massaker wurden It. ei- 
ner Erklärung des DHKP-C-Informations- 
büros aus Brüssel vom 29.9. Maschinenge- 
wehre gegen die Gefangenen eingesetzt, ih- 
re Kehlen aufgeschnitten und ihr Körper mit 
Bajonetten verstümmelt. Die Leichen 
konnten deshalb teilweise nicht identifi- 
ziert werden, und die Namen der’loten wer- 
den zum Teil falsch wiedergegeben. 

Bei dem Angriff wurden so viele Gas- 
bomben eingesetzt, dass die Mörder selbst 
zwei lage nach dem Angriff gestehen mus- 
sten, nicht zu den Zellen vordringen zu kön- 
nen. Es gibt Gerüchte, dass sich noch meh- 
rere verletzte Gefangene in den Zellen be- 
finden. Daraus resultiert die Befürchtung, 
dass sich die Zahl der Toten noch erhöhen 
könnte. 

PKK-Gefangene beteiligen sich nicht an 
der momentanen Revolte. Sie wurden zu- 
mindest teilweise in andere Gefängnisse 
verlegt. 

Die Namen der Getöteten (soweit be- 
kannt — Red.): Ahmet Devran (DHKP-C), 
Umit Altintas (EKIM), Halil Türker (TKP- 
ML), Mahir Emsal (UKP-ML), Abuzer Cok 
(MLKP), Aziz Dünmez, Nevzat Ciftei (EK- 
IM), Onder Gencaslan, Erkan Ozkan, Zafer 
Kirbiyik ... 

Als Reaktion auf diese Handlungen der 
Gefängnisverwaltungen kam es in verschie- 
denen Gefängnissen zu Aktionen, an denen 


sich viele soziale Gefangene beteiligten. 

Inzwischen haben die ihre Aktion fortset- 
zenden Gefangenen folgende Forderungen 
gestellt: 
l.Stellungnahme des Justizministeriums 
im Zusammenhang mit dem Angriff 
2.Verurteilung der Verantwortlichen 
3.Finstellung der Verlegungen 
4.Authebung der Anwendung von Isolati- 
onszellen 

Bisheriger Stand der Dinge ist, dass sich 
72 Geiseln, verteilt auf sieben Gefängnisse, 
in den Händen der Gefangenen befinden. 

Am 279. um 12.30 Uhr versammelten 
sich ca. 150 Menschen, darunter mehrere 
Anwälte, vor dem Gericht in Istanbul, um 
segen die Haltung des Justizministeriums, 
das bisher jede Verhandlung mit den Ge- 
fangenen ablehnt, zu protestieren und zu 
signalisieren, dass die politischen Gefange- 
nen nicht alleine sind. Die Polizei gritf dar- 
aufhin ein und nahm mehrere Personen fest, 
unter ihnen IHD-Vertreterlnnen und 
Rechtsanwältinnen. Auch in Hamburg, 
Köln und Nürnberg kam es zu Solidarität- 
saktionen mit den revoltierenden Gefange- 
nen. 

Bülent Ecevit, seines Zeichens Minister- 
präsident der sozialdemokratisch-taschisti- 
schen Regierungskoalition, hat diesmal ein 
hartes Vorgehen gegen die Revoltierenden 
angekündigt: „Koste es, was es wolle“ (O- 
Ton). 

Der Verein Rechte der unterdrückten Völ- 
ker aus Köln ruft zu einer Protestfax-Aktion 
auf, um zu verhindern, dass die Revolte mi- 
litärisch niedergeschlagen wird. Protestfaxe, 
die den türkischen Staat auffordern, mit den 
Gefangenen zu verhandeln und deren For- 
derungen zu erfüllen, sollten an a topenie 
Faxadressen s gesc chickt wedan e 


Präsident: 00 90 - 3 12 -4 46 50 30 
Lasst die Gefangenen nicht alleine!! 


Komitee für internationale Solidarität (KL) 
/ Red. 


Wir veröffentlichen zwei Erklärungen des 
Zentralen Koordinierungsrates der revolu- 
tionären Gefangenen sowie Auszüge aus ei- 
ner Erklärung des Halkin Hukuk Bürosu 
(Rechtsbüro des Volkes), Istanbul, vom 
26.9.1999 und einen Aufruf an Rechtsan- 
wälte in der BRD 


Zentrale Gefängnis-Koordination 


Auch die Lügen der 
Verantwortlichen des Mas- 
sakers können ihre Verbre- 

chen nicht vertuschen 


Der (türkische) Staat, der im Gefängnis 
Ulucanlar zehn unserer Genossen ermordet 
und Dutzende schwer verletzt hat, verbrei- 
tet unter dem Eindruck seiner Schuld in Pa- 
nik Lügen. 

Seine Behauptungen, er hätte den Angriff 
deshalb durchgeführt, weil die Gefangenen 
einen Tunnel "segraben, Durchsuchungen 
verweigert und geschossen hätten u.ä., sind 
nichts als Lügen. 

Im Gefängnis Ulucanlar waren die für 40 
Menschen vorgesehenen Großzellen mit 
120 Gefangenen belegt. Die Gefangenen 
forderten deshalh seit fast einem Jahr von 
der Verwaltung einen neuen Block. Doch ih- 
re Forderung wurde immer wieder unter 
Vorwänden abgelehnt, obwohl die Mög- 
lichkeiten der Lösung des Problems der 
Überbelegung vorhanden waren. Als die Ge- 


fangenen nach 10-monatelangen Versu- 
chen, die Probleme über einen Dialog zu lö- 
sen, und trotz sehr umsichtigen Verhaltens 
immer noch keine Anzeichen für den Wil- 
len einer Lösung sahen, besetzten sie 
schließlich am 2. September 99 den Block 
Nr. 7. Daraufhin begann die Gefängnislei- 
tung selbst, die Gefangenen nicht mehr 
zum Zählappell zu holen und mit Bestra- 
fungsaktionen wie Absperren des Wassers, 
Besuchsverboten und Abweisen von für die 
Gefangenen abgegebenen Lebensmitteln. 

Wir, die aus unserer Gefängniserfahrung 
wissen, dass solche Maßnahmen erste Vor- 
zeichen eines geplanten Massakers sind, ha- 
ben daher seit circa drei Wochen, genau seit 
dem 13. September, versucht, ein Massaker 
abzuwenden, indem wir uns an die Gefäng- 
nisdirektion von Bayrampaöa und an die 
Oberstaatsanwaltschaft Istanbul wandten. 
Allerdings wurden unsere Anträge auf Ge- 
spräche mit diesen Stellen abgewiesen. Wir 
haben schriftlich wie mündlich erklärt, dass 
wir dazu bereit sind, den besetzten Block zu 
räumen unter der Bedingung, dass uns das 
Wort gegeben wird, dass sich die Zustände 
nach der zu erwartenden Amnestie bessern 
und die Situation sich normalisieren wird. 
Weiter haben wir erklärt, dass die derzeiti- 
gen Entwicklungen ungut sind, und davor 
gewarnt, dass sich ein geplantes Massaker 
abzeichnet. 

Trotz unseres Insistierens bekamen wir 
keine Antwort. Wir bekamen immer nur zu 
hören, die Sache sei „an die zuständigen 
Stellen weitergeleitet worden“. 

Jetzt sagen sie zu uns, „die ‘Toten sind nun 
mal tot, lasst uns die Geschichte vergessen”. 
Sie wollen die Sache zu den Akten legen oh- 
ne Ermittlungen über die Verantwortlichen 
und Schuldigen, die sie auf diese Weise rein- 
waschen wollen. Wie oft haben wir es schon 
erlebt, dass die Verantwortlichen von Mas- 


sakern und die Folterer auf diese Weise von 
jeder Schuld reingewaschen wurden! Heu- 
te, wo so viel große Worte über Menschen- 
rechte und Demokratie gespuckt werden, ist 
es nicht nur unsere Aufgabe, sondern auch 
die Aufgabe der demokratischen Oftent- 
lichkeit und der Presse, dies nicht zulassen. 

Wir fragen diejenigen, die keine Mühe 
scheuen, die Ansprüche der Bandenmit- 
glieder (Übers.: gemeint sind hier ebenfalls 
dort inhaftierte Mafiamänner, die im Rah- 
men der Konterguerilla-Aktivitäten eng mit 
den höchsten Staatsvertretern verbunden 
sind) nach Waffen, 'lelefone, Drogen u.v.m. 
zu erfüllen, weil jeder Wunsch dieser Ban- 
denmitglieder ihnen als Befehl gilt: | 

— Warum wurde das Problem der Uber- 
belegung über ein Jahr lang nicht gelöst? 

— Warum wurde uns nicht das Wort ge- 
geben, dass das Problem der Überbelegung 
nach der Amnestie gelöst werden wird? 

— Warum wurde eine Operation mit Ma- 
schinengewehren gegen Gefangene unter- 
nommen, die keine andere Waffen haben 
als ihre Probleme, ihren nackten Körper und 
ein paar abgebrochene Holzstöcke? Wel- 
ches Ziel wird damit verfolgt, einen Kugel- 
hagel hunderter Kugeln in eine Zelle zu 
schießen, in der sich über 50 Menschen be- 
fanden? 

Lasst nicht zu, dass die Täter dieses Mas- 
sakers sich selbst reinwaschen können. 
Macht Euch nicht zu Komplizen. Rückt den 
Tätern dieses Massakers auf die Pelle. 

Was wollen wir? Warum setzten wir un- 
sere Aktionen fort? 

Wir wollen, dass diese Wahrheit veröf- 
fentlicht wird. Wir wollen, dass die Täter 
des Massakers zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

Wir wollen, dass veröffentlicht wird, dass 
dic Behauptungen, es sei ein Tunnel ent- 
deckt worden, die Gefangenen hätten ge- 


schossen, hätten Durchsuchungen verwei- 
gert, hätten eine Amnestie gefordert, ein 
Hauptmann und Soldaten hätten Schus- 
sverletzungen gehabt und ähnliche Be- 
hauptungen Lügen sind. Wir wollen, dass 
der wahre Grund für das Massaker veröf- 
fentlicht wird, nämlich, wie es Bülent Ece- 
vit auch formuliert hat, dass es darum ging, 
die Bedingungen fürdie Finführung der Iso- 
lationszellen vorzubereiten. 

Wir wollen, dass die medizinische Be- 
handlung der Verletzten nicht behindert 
wird. Wir haben vorher mehrmals erleben 
müssen, wie durch die Methode der Behin- 
derung medizinischer Behandlung Gefan- 
sene bewusst in den Tod geschickt wurden. 
Wir wollen keine erneuten verdeckten Mas- 
sakermehr zulassen und fordern deshalb Be- 
handlung unter Kontrolle der Ärztekammer, 
des Menschenrechtsvereins IHD, der An- 
waltskammer und unserer Anwälte. 

Wir wollen, dass die Verantwortung für 
das Massaker übernommen wird. Die Täter 
dieses Massakers sollen aufgedeckt und Fr- 
mittlungsverfahren gegen sie eingeleitet 
werden. Der Menschenrechtsverein IHD, 
der Verband fortschrittlicher Juristen, die 
Anwaltskammer und unsere Anwälte sollen 
bei den im Gefängnis Ankara durchzu- 
führenden Ermittlungen und Untersu- 
chungen dabei seın. 

Wir wollen, dass unsere aus Ulucanlar 
zwangsverlegten Freunde zurückgebracht 
werden und sich das Leben dort wieder nor- 
malisiert. Ein Verantwortlicher des Justiz- 
ministeriums soll eine öffentliche Erklärung 
zu diesen unseren Forderungen abgeben. 
Die Vorbereitungen zu Massakern in einer 
Reihe von Gefängnissen müssen aufhören. 
Die einfachen und leicht zu lösenden Pro- 
bleme sollen gelöst werden. 

Das was passiert ist, war ganz klar ein 
Schritt für Schritt vorbereitetes geplantes 


Massaker. Die Verantwortlichen für dieses 
Massaker können die Wahrheit und ihre 
Schuld nicht durch ihre Lügen verschleiern. 
Die Verantwortlichen und Täter dieses Mas- 
sakers müssen auf jeden Fall zur Rechen- 
schaft gezogen werden. Das ist unser kol- 
lektiver Schwur. 27. September 1999 


An die Presse und 
Öffentlichkeit 


Um die Angriffe auf die Gefangenen im Ge- 
fängnis Ankara-Ulucanlar aufzuhalten und 
zu verhindern, dass sich diese Angriffe in ein 
Massaker steigern sowie um gegen das trotz- 
dem stattgefundene Massaker zu protestie- 
ren, wurden in verschiedenen Gefängnissen 
Vollzugsbeamte als Geiseln genommen. 

Diejenigen, die für dieses Massaker ver- 
antwortlich sind, versuchen nun, den Um- 
stand, dass Geiseln genommen wurden, 
zum Vorwand für neue Massaker-Pläne zu 
nehmen. Solange der Staat seine Massaker- 
Politik nicht weiterbetreibt, besteht auch 
keine Gefahr für Leib und Leben der als Gei- 
seln genommenen Vollzugsbeamten. Wir 
versuchen im Rahmen unserer Möglichkei- 
ten, alle Bedürfnisse unserer Geiseln zu be- 
friedigen. Diejenigen unter ihnen mit ern- 
sten Gesundheitsproblemen wurden sofort 
freigelassen, wie z.B. in Gebze. 

/um gegenwärtigen Zeitpunkt überneh- 
men wir die Verantwortung für die Sicher- 
heit von Leib und Leben dieser Vollzugsbe- 
amten. Sobald allerdings der Staat unter 
dem Vorwand der Geiselnahme irgendeine 
Operation oder ein Massaker anfängt, ist er 
der Verantwortliche für jeden möglichen 
Schaden, den diese Vollzugsbeamten dann 
erleiden. 

Wenn die Presse oder die Angehörigen der 
Vollzugsbeamten dies möchten, können sie 
jederzeit kommen, um sich mit ihnen zu 


treffen und sich direkt von ihnen selbst in- 
formieren zu lassen. 
Zentrale Gefängnis-Koordination, 


27.9.1999 


Rechtsbüro des Volkes 


Massaker im 
Geschlossenen Zentral- 
gefängnis von Ankara 


In den letzten eineinhalb Monaten herr- 
schte im Geschlossenen Zentralgefängnis 
von Ankara große Spannung. Zuletzt fand 
gestern nacht gegen 2.00 Uhrein Angriff auf 
die Gefangenen statt. Dieser Angriff war ein 
seplantes, gemeinsam durchgeführtes Mas- 
saker, das allen voran vom Justizministeri- 
um, einschließlich Bülent Ecevit und der 
Gefängnisverwaltung des Zentralgefäng- 
nisses von Ankara, zu verantworten ist. Die 
vor dem Angriff in den Gefängnissen an- 
schwellende Unzufriedenheit wurden von 
Seiten der Gefängnisverwaltung auf die 
Spitze getrieben und führte so folgerichtig 
zu diesem Massaker. Nachdem in den ver- 
sangenen "lagen im Geschlossenen Zen- 
tralgefängnis von Ankara 120 Personen in 
die für 60 Personen geeignete Zelle 5 ge- 
steckt und ihre Forderungen nicht akzep- 
tiert wurden, haben die Gefangenen die 
Zelle 7 besetzt. Die dadurch erzeugte Span- 
nung wurde von der Gefängnisverwaltung 
durch die Behinderung der Familien- und 
Anwaltsbesuche weiter gesteigert. 

Heute gegen 2.00 Uhr wurde mit dem Vor- 
wand der Durchsuchung angegriffen. 
Während des Angriffs wurden mit dem ein- 
deutigen Ziel zu töten Schusswaffen einge- 
setzt. Die Rechtsanwälte, die seit Bekannt- 
werden der Vorgänge die Forderung auf ei- 


ne Unterredung stellen, werden nicht an die 
zuständigen Stellen durchgelassen. Die Per- 
sonen, die vor das Gefängnis kamen, um 
Auskunft über ihre Familienangehörigen 
einzuholen, wurden festgenommen. Die 
Erteilung der Auskunft über die Namen der 
verletzten und getöteten Gefangenen wur- 
den seitens der Staatsanwaltschaft unter- 
sagt. Nach Auskunft von Arzten wurden ne- 
ben den mit Schusswaffen durchgeführten 
Morden mehrere Gefangene durch Folter 
getötet oder schwer verletzt. Wiederum die 
Arzte gaben an, dass ein Großteil der Ge- 
fangenen durch Messerstiche an Hals und 
Arm verletzt worden sind. Unseren Intor- 
mationen zufolge wurden die Verletzten in 
das Numune-Krankenhaus in Ankara und 
das SSK-(SVA) Krankenhaus von Ankara 
eingeliefert. Es wurde bekannt gegeben, 
dass die Behandlung der Gefangenen nicht 
nur durch die Gendarmerie behindert wur- 
de, sondern dass ihnen noch nicht einmal 
die Handschellen entfernt wurden. 
Während des Angriffs sollen auch zwei Sol- 
daten gestorben und zur GATA (Mi- 
litärärztliche Akademie Gülhanc) gebracht 
worden sein. 

Den an uns weitergeleiteten Informatio- 
nen zufolgen verloren bei dem Angriffdurch 
Gefängnisleitung und Gendarmerie im Ge- 
schlossenen Ankara 10 Gefangene (nach 
neueren Angaben starben 12 Gefangene 
durch die Aktion der Polizeieinheiten) ihr 
Leben, und mehr als 30 Gefangene wurden 
schwer verletzt. 

Anwältedelegationen sind bereits zu Ver- 
handlungen eingetroffen, eine Delegation, 
bestehend aus Ra. Zeki Rüzgar, Mitarbeiter 
des Rechtsbüros des Volkes, und vier weite- 
ren Kollegen, beim Gefängnis von Ankara, 
sowie Rechtsanwalt Behic Ascı, Mitarbeiter 
desselben Büros, mit drei Kollegen zum Bay- 
rampasa-Gefängnis. Unsere Rechtsanwälte 
teilten unserem Büro mit, dass sich fünf wei- 
tere Anwälte zum Gefängnis begeben ha- 
ben, jedoch aufgrund des riesigen Polizei- 
aufgebotes in der Umgebung des Gefäng- 
nisscs am Eintreten gehindert wurden. Um 
gegen das im Ankara-Gefängnis enttfesselte 
Massaker zu protestieren, wurde auch in den 
anderen Gefängnissen mit Aktionen be- 
gonnen. 


Mitglieder des Rechtsbüro 
des Volkes rufen ihre Kol- 
leg/inn/en im Ausland auf, 


in die Türkei zu reisen! 


Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Wie bekannt, wurde am 26. September 
1999 um 3.30 Uhr im Geschlossenen Zen- 
tralgefängnis von Ankara ein gemeinsamer 
Angriff von Gefängnisverwaltung, Soldaten 
und Polizei durchgeführt, und soweit uns 
bekannt ist, sind dabei bisher 10 politische 
Gefangene/ Verurteilte, 42 Personen schwer 
verletzt und 33 Personen in verschiedene 


Gefängnisse verlegt worden. 

Der Angriff wurde seitens der Gefängnis- 
generaldirektion des Justizministeriums ge- 
plantund durchgeführt. Da in die für 60 Per- 
sonen geeignete Zelle 5 110-120 Gefange- 
ne verlegt wurden, forderten die politischen 
Gefangenen und Verurteilten die Eröffnung 
einer neuen Zelle. Da man diesen Wunsch 
völlig ignorierte, wurde die Zelle 7 von den 
politischen Gefangenen besetzt, und es 
wurde vom Ministerium verlangt, eine neue 
Ordnung für diese Zelle herzustellen. Je- 
doch, abgesehen davon, dass Ministerium 
und Gefängnisleitung nichts unternom- 
men haben, um diese Zellenprobleme zu lö- 
sen, kamen sie nicht mal, um einen Zählap- 
pell durchzuführen, wodurch ein künstli- 
ches Problem erzeugt und die Spannungen 
erhöht wurden. Der Angriff am 26. Sep- 
tember 1999, wie wir bereits zu Beginn be- 
tonten, wurde unter dem Vorwand, „... dass 
eine Anzeige über das Graben eines lunnels 
erstattet wurde“, durchgeführt. Die Anzei- 
ge über die Errichtung eines 'lunnels ist 
nicht ernst zu en Wie dem auch sei, 
man fand bei den Untersuchungen auch 
keine Beweise für diese Behauptung. Im 
Grunde zeigt sich dadurch, dass die Solda- 
ten völlig vorbereitet eintrafen und auch 
Ambulanz, Feuerwehrfahrzeuge und Spe- 
zialteams und Spezialeinheiten bereit stan- 
den, dass es keine Anzeige gibt, sonder dass 
sie mit der Absicht des Angriffs gekommen 
sind. 

Über die Lage nach dem Angriff haben wir 
keine genaue Übersicht. Sowohl unser 'Iref- 
fen mit verletzten Mandanten als auch un- 
ser Anwesenheit bei der Autopsie unserer 
getöteten Mandanten wurde verhindert. Es 
gibt Meldungen, dass einige unserer Man- 
danten im Gefängnis geblieben sind, aber 
man verbietet uns, sie zu besuchen. Wir ha- 
ben keinerlei Auskünfte über ihren derzei- 
tigen gesundheitlichen Zustand. Aus die- 
sem Grund befürchten wir, dass die Zahl der 
Toten sich steigern wird. 

All unsere bisherigen Unternehmungen, 
Informationen über die Lage unserer Man- 
danten einzuholen, blieben ohne Ergebnis. 

Wir sind um die gesundheitliche Situati- 
on unserer Mandanten höchst besorgt. Dar- 
über hinaus wird uns das Sammeln von Be- 
weisen für das verübte Massaker verun- 
möglicht. 

Da uns der Besuch unserer sich noch im 
Gefängnis befindenden Mandanten ver- 
weigert wird und unsere Suche nach einer 
Beweislage fürunsere getöteten Mandanten 
verhindert wird, möchten wir Sie mit der 
Bitte, uns zu unterstützen, in die Türkei ein- 
laden. 

Wir bedanken uns für Ihre Sensibilität. 
Wir wünschen Ihnen Erfolg bei Ihrer Arbeit. 


Ra. Behic Asci, 28.9.99 


Halkin Hukuk Burosu 

Millet Ca. Dede Pasa Sok. Tarcinei Apt. 5/1 
Findikzade /Aksaray /Istanbul Türkiye 
Tel/Fax 00 90 212 631 / 

531 77 65/532 63 99 
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Unser Freund und Genosse 


Horst Meyer 


ist tot: erschossen am 15.9.1999 in Wien. 


Er kämpfte für ein besseres Leben. Wir werden 
seine Lebensfreude, seine Solidarität und seinen 


Mut nicht vergessen. 


Andrea, wir denken an dich und 
wünschen dir viel Kraft! 


Freundinnen, Genossinnen und 


die Angehörigengruppe 


Spendenkonto für die Beerdigung in Stuttgart: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württemberg, 
BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454 194. 


Unser Respekt und 
unsere Trauer gilt 
Horst Ludwig Meyer 


Wir veröffentlichen einen Leserbrief an die 
jungeWelt sowie einige Stellungnahmen: 


Horst Ludwig Meyer steht zusammen mit 
vielen anderen überall auf der Welt für den 
Weg des Kampfes für eine Gesellschaft, in 
der der Mensch im Zentrum steht; den Weg 
des Kampfes gegen das herrschende System. 
Im Zentrum dieses verhassten Systems sitzt 
der Profit und die Macht zur Sicherung des 
Profits. Alles andere ist untergeordnet. Zur 
Erhaltung und Durchsetzung wird jedes Mit- 
tel angewandt. Millionenfache physische 
und psychische Zerstörung in Fortsetzung. 
Für den Willen und konkrete Schritte, die- 
sen Wahnsinn zu stoppen, sind viele überall 
auf der Welt ermordet worden, sitzen in Be- 
tonbunkern, werden vergewaltigt, gefoltert 
und terrorisiert. 

Es stimmt: Das Ziel derer, die diesen 
Wahnsinn stoppen wollen, unser Ziel ist LE- 
BEN. Nicht im biologistisch reduzierten 
Sinn des Überlebens, sondern in seiner 
ganzen Fülle und Vielfältigkeit, nicht im ka- 
pitalistisch-funktional reduzierten Sinn des 
Sklavenlebens, sondern frei und selbstbe- 
stimmt, nicht für einige wenige, die sich was 
leisten können, sondern für ale. Eine Gesell- 


schaft ohne Zwang, Ausbeutung und Unter- 
drückung ist möglich, daran halten wir fest. 
Die Herrschenden versuchen, die Allmacht 
des Systems und die Aussichtslosigkeit von 
Widerstand in den Köpfen zu zementieren. 
Diejenigen, die das gefressen haben, sind die 
engagiertesten Träger dieser Propaganda. 

Der Kommentar der jungen Welt vom 
17.9.99 spricht die Sprache des kleinen 
Staatsdieners, der wachsen möchte. Die Lek- 
tion Anpassung und Unterordnung gelernt, 
findet sich keine Zeile über Ziele und Inhal- 
te der Roten Armee Fraktion, keine Zeile 
über den historischen Kontext, keine Zeile 
über die Beziehungen und Zusammenhän- 
ge der revolutionären Kämpfe weltweit. 
Stattdessen wird nachgetreten (Lektion Auf- 
stieg und Karriere). 

Angesichts der Erschießung eines Men- 
schen, der seine Zielenicht verraten und sich 
nicht hat kaufen lassen, kommentiert die 
junge Welt Revolutionsspiele und Abenteu- 
rertum. Unterlegt wird solcher Zynismus mit 
dem Spurensicherungsfoto des Erschosse- 
nen. Als Gipfel der Widerwärtigkeit endet 
der Kommentar: „Horst Ludwig Meyer und 
Andrea Klump hatten nur noch ein Ziel: zu 
leben.“ Andrea Klump lebt, und unsere So- 
lidarität gilt ihr. 

Mit dem Abdruck solcher verleugnenden 
und menschenverachtenden Artikel verliert 
die jW jeglichen Anspruch, Medium linker 
Opposition zu sein. 

Hamburg, den 20.9., Kurdistan Solidarität 
Hamburg, e-mail: kurd-sol-hh@mail.na- 


dir.org 


Rote Hilfe 


Keine Auslieferung 
von Andrea Klump 
in die BRD 


Der Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. ver- 
abschiedete auf seiner Sitzung am 18.9.99 in 
Magdeburg folgende Erklärung: 


Am Mittwoch, den 15.9.99, wurden in Wi- 
en Andrea Klump verhaftet und Horst Lud- 
wig Meyer unter mysteriösen Umständen 
von einem Spezialkommando der öster- 
reichischen Polizei erschossen. Andrea 
Klump und Horst Ludwig Meyer wurden in 
der BRD als vermeintliche Mitglieder der 
Roten Armee Fraktion (RAF) gesucht. Die 
Bundesanwaltschaft wird einen Ausliefe- 
rungsantrag für Andrea Klump stellen. Die 
Rote Hilfe e.V. fordert die zuständigen öster- 
reichischen Behörden und Gerichte auf, 
Frau Klump ein faires Verfahren zu garan- 
tieren und sie nicht an die BRD auszulie- 
fern. 

Bei einer Auslieferung in die BRD drohen 
Frau Klump eine Verurteilung ohne Finzel- 
tatnachweis durch Sondergerichte nach 
Sondergesetzen. Im Falle einer Ausliefe- 
rung ist zu befürchten, dass Andrea Klump 


in einem Sondergefängnis inhaftiert werden 
wird und Haftbedingungen ausgesetzt ist, 
die ihre gesundheitliche Unversehrtheit be- 
drohen.“ 

PM des Bundesvorstands der Roten Hilfe e.V. 


Autonome Antifa (M) 
„Schluss mit der 


Killfahndung“ 


Mit großer Wut und Trauer haben wir vom 
Tod Horst Ludwig Meyers und der Fest- 
nahme von Andrea Klump erfahren. Beide 
GenossInnen wurden als mutmaßliche 
Mitglieder der RAF seit 15 Jahren vom eu- 
ropäischen Polizeiapparat verfolgt. Der Tod 
Meyers macht deutlich, dass auch nach der 
Beendigung des bewaffneten Kampfes die 
Killfahndung als Bestandteil der Vernich- 
tungsstrategie gegen die radikale Linke wei- 
terbesteht. Ohne die Einstellung der um- 
barmherzigen Verfolgung wird eine politi- 
sche Auseinandersetzung mit den Freignis- 
sen, Forderungen und ProtagonistInnen je- 
ner Zeit unmöglich gemacht. Die Bot- 
schaft, die vermittelt werden soll, ist klar: 
Militanter Widerstand ist sinnlos, die, die 
ihn betrieben haben, sollen genauso aus- 
selöscht werden wie der Gedanke an eine 
Alternative zum bestehenden System. 


a ir 


Eine Sprecherin der Autonome Antifa 
(M) forderte: „Schluss mit der Killtahn- 
dung, Freilassung für die Gefangenen und 
Amnestie für die Gesuchten!“ 


Protest auch in 
Kopenhagen 


„Mittwoch, den 29. September 99, werden 
Aktivisten zur österreichischen Botschaft in 
Kopenhagen demonstrieren. 

Wir trauern im Zorn über die Hinrich- 
tung von unseren Genossen Horst-Ludwig 
Meyer. 

* Wir fordern die Etablierung einer staat- 
lich unabhängigen internationalen 

Untersuchungskommission zur Klärung 
der Umstände, die zum Iod von Horst- Lud- 
wig Meyer führten. 

* Wir fordern die sofortige Zulassung ei- 
nes von Andrea Klump frei gewählten An- 
walts. 

(...) 

Für einen globalen Widerstand von un- 
ten gegen die HERRschende Ordnung ! 

Unsere Gedanken sind beider gefangenen 
Genossin in Wien ! 


no justice no peace!“ 
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Name Varia 


Kiutersehnätk: 


Wende in der Rechtsprechung? 


Neuaufnahme des 
Bad-Kleinen- 
Verfahrens möglich 


Im April 1977 bzw. Februar 1999 war die 
presserechtlich verantwortliche Redakteu- 
rin des Angehörigen Infos, Christiane 
Schneider, in erster und zweiter Instanz we- 
gen Staatsverleumdung (§ 90a, Beschimp- 
fung) verurteilt worden: Es ging um zwei Ar- 


tikel im Angehörigen Info, in denen der Tod 
von Wolfgang Grams in Bad Kleinen als 
staatlicher bzw. staatlich gedeckter Mord 
und die anschließenden Ereignisse als Ver- 
tuschung bezeichnet worden waren. 

Das Hamburger Landgericht sah den Tat- 
bestand der Verunglimpfung der BRD 
durch die Tatsachenbehauptung erfüllt, 
Grams sei ermordet worden, und zwar ol 
ne dass die inkriminierten Äußerungen ei- 
ne Formalbeleidigung darstellten und un- 
abhängig davon, ob sie wahr oder falsch sei- 
en. Das Landgericht stützte sich dabei auf 
die Rechtsprechung des Bundesgerichtsho- 


fes von 1961. Auf der Grundlage dieser 
Rechtsprechung, nach der allein die Be- 
hauptung schimpflichen Verhaltens, also 
ohne besonders verletzenden Ausdruck und 
unabhängig von ihrem Wahrheitsgehalt 
strafbar sei, wird der ohnehin unsägliche 
\%a zu einem Instrument buchstäblich 
maß- und bodenloser Verfolgung politischer 
Kritik. Die Revision gegen das Urteil hat 
nun einen ersten Erfolgerbracht. Das Ober- 
landesgericht Hamburg, das über die Revi- 
sion zu entscheiden hatte, hat es nämlich 
abgelehnt, die Revision zu verwerfen, und 
die Sache dem Bundesgerichtshof vorgelegt 


am Samstag, den 23. Oktober 99, 
in Bremen 


: Ein überregionales Solidaritätsbündnis für 
; das Leben und die Freiheit der politischen 
: Gefangenen i in der BRD startet und ruft auf 
; zu einem bundesweiten Kongress mit inter- 
: nationaler Besetzung gegen Repression, der 


im Herbst 99 in Bremen stattfinden wird. 


Das Bündnis, welches internationale und deut- 
; sche fortschrittliche Kräfte umfasst, als Initia- 
: tor dieses Aufrufes und des Kongresses, getra- 


| gen durch verschiedene fortschrittliche linke 


: und revolutionäre Initiativen und Organisatio- 


; nen, will mit Ausrichtung des Kongresses und 
: breiter Mobilisierung dahin gegen die Spirale 


der staatlichen Repression der BRD ein ver- 


: stärktes Zeichen unseres Widerstandes und 


| seiner Notwendigkeit setzen. Wir wollen ein or- 
; ganisiertes Zusammenkommen und eine ge- 


| meinsame Diskussion unter verschiedenen 


: Menschen und Zusammenhängen und der Ver- 
; folgte ermöglichen und voranbringen. Wir wol- 


; len vor allem den politischen Gefangenen aus 
; verschiedenen en und Gruppen in 


: der BRD unsere ideelle und entscheidender 
: noch praktische Solidarität ausdrücken und uns 


: inhaltlich in Bezug zu den Kämpfen stellen, die 


: geführt werden müssen, um pi nötigen Drek 


: auf die Verantwortlichen ausüben zu können. 


: Die Repression und Quälerei in den Gefäng- 
; nissen muss beendet werden! Wir müssen die 


: Freiheit unserer Genossen erreichen! 


Wir sagen: Die Gefangenen sind Teil eines 


: weltweiten Kampfes für ein menschenwürdiges 


Leben, für Gesellschaften auf der Basis von Ver- 
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nunft, Gerechtigkeit und Solidarität. Dieser 
Staat hat kein Recht, seine politischen Gegner 
in der Gefangenschaft zu vernichten. 

Der Kongress findet am 23./724. Oktober 1999 
in Bremen mit ReferentInnen aus Bewegungen 
und Organisationen verschiedener Länder 
statt. Eingeladen sind ReferentInnen für ver- 
schiedene einleitende Redebeiträge, um ansch- 
ließend Workshops in Kleingruppen und Dis- 
kussionen durchführen zu können, in denen die 
Gefangenen und weitere von der Spirale derRe- 
pression Betroffene sowie konkret die Fragen ei- 
nes Aufbaus praktischer Solidarität mit ihnen 
im Vordergrund stehen sollen. 

Ziel ist es, eine möglichst breite Öffentlich- 
keit mit diesem Kongress ansprechen zu kön- 
nen und sie für die Solidarität mit und für den 
Schutz der politischen Gefangenen und Ver- 
folgten zu gewinnen. 

Es geht uns in diesem Kongress nicht darum, 
eine einzige Wahrheit über die verschiedenen 
Kämpfe zu propagieren. Wir wollen eine Dis- 
kussion mitall denen, die bereit sind, unter Auf- 
rechterhaltung von Widersprüchen einen kriti- 
schen und solidarischen Diskurs zu führen, der 
den Aufbau eines Widerstandes voranbringen 
soll. 

Um mit den Worten der Gefangenen aus der 
Action Directe zu sprechen: „Bei der Frage der 
politischen Gefangenschaft ist es entscheidend 
zu verstehen, dass es nicht in erster Linie dar- 
um geht, unser Leben zu garantieren, sondern 
das Leben des Kampfes, der unserer war und 
immer noch der unsere ist.“ 

Staatliche Repression war der BRD von An- 
fang an in die Wiege gelegt (KPD-Verbot), aber 


eine enorme qualitative Steigerung wurde 


durch den Paragrafen 129a erreicht, der angeb- 
lich gegen eine spezielle Gruppierung gerichtet į 
war. Mit der Zeit nutzte der Staat dieses Re- 
pressionsmittel allerdings aus, um ein immer ; 
größer werdendes Spektrum von „Außensei- | 
tern“ und fortschrittlichen Menschen zu kri- : 
minalisieren. Dieser Paragraf ist nur die Spitze 
des kisberges, denn der Staat greift auf einen į 
großen Vorrat subtiler faschistoider Mittel 
zurück, wie etwa die Kriminalisierung politi- | 
scher Äußerungen des AStAs oder ehemaliger | 
DDR-Amtsträger oder die Herabwürdigung : 
ganzer Bevölkerungsschichten wie etwa Mi- { 
grantInnen, Flüchtlinge und Erwerbslose zum | 
gesellschaftlichen Sündenbock und Abfallpro- : 
dukt. 

Wir haben unter anderem die Prozessbeob- : 
achter-Gruppe der AIZ, Isaac Velazco von MR- | 
TA, die Kundschafter des Friedens, die Antifa- | 
M, Soligruppe der RAF-Gefangenen, die CA- į 
STOR-Gegner und die Prozessbeobachter- | 
gruppe zu den DHKP-C-Prozessen eingeladen, : 


die ausführlich zum Thema referieren werden. 


„Es wurde mit diesen Kämpfen eine Frage auf die | 
Tagesordnung gesetzt, die heute, fast 30 Jahre 
nach dem Aufbruch, nichts von ihrer Brisanz ver- 
loren hat — die Praxis eines proletarischen Inter- 
nationalismus, die dem aktuellen Niveau der im- | 
perialistischen Machenschaften des weltweit or- | 
ganisierten Kapitals entspricht.“ | 

Wir laden Euch herzlich zum Anti-Repressi- ; 
onskongress in Bremen ein. : 
Ort: Bürgerhaus „Weserterassen“, Osterdeich : 
70b, 28206 Bremen, ; 
Samstag, 23. Oktober, 10-18 Uhr 
Kontakt- Tel.: iM ~ 3 98 97 74 
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zur Entscheidung über die a ob es für 


die Anwendung des § 90a Abs. 1 auf die 
Wahrheit oder Unwahrheit ankomme, eine 
Frage, die das OLG selbst bejaht. 

Damit ist nicht mehr ganz auszuschließen, 
dass der BGH der Revision stattgibt und die 
absurde Rechtsprechung revidiert. Das 
bringt zwar nicht den $9%0a zu Fall, be- 
schränkt aber immerhin die politischen Ver- 
folgungsmöglichkeiten. In diesem Falle 
muss oder besser kann die ganze Sache neu 
verhandelt werden. Das wäre ein großer Er- 
folg in dem Bemühen zu verhindern, dass 
sich die Verantwortlichen der Kritik ihres 
Handelns durch Zensur entziehen und die 
Todesumstände von Wolfgang Grams mit 
dem Mantel des Schweigens auf ewig zu- 


decken. (Red,) 


Zensur bei AOL ?? Ein Bericht 


Antifaschismus im 
Internet wird 
e. o > o 
kriminalisiert... 

Am 14.9.1999 erhielt ich gegen 17.00 Uhr 
einen Anruf eines Mitarbeiters von Ameri- 
ca Önline-AOL. Mir wurde mitgeteilt, dass 
ich bis 18.00 Uhr meine Seiten unter der 
AOL-Adresse http://members.aol.com/lin- 
keseite Aufgrund ihres politischen Inhaltes 
zu löschen habe, bzw. vom Server nehmen 
muss, andernfalls eine Löschung durch 
AOL erfolgt. Ich habe diesen Anrufer mehr- 
mals darauf hingewiesen, dass ich diesen 
Vorfall keinesfalls akzeptieren werde. Auch 
konnte miraufmeine Nachfragen, dies doch 
etwas konkreter zu Begründen, keinerlei 
Auskunft gegeben werden. 

Ich habe daraufhin eine Mail-Aktion ge- 
startet, von deren Resonanz ich mehr als 
überrascht war. Aus Holland wurde mir ei- 
ne Spiegelung der Seiten angeboten und in- 
nerhalb kürzester Zeit auch realisiert. Auch 
eine Protestseite gegen das Vorgehen von 
AOL wurde dort eingerichtet. Auch habe 
ich sofort um einen neuen Platz im www ge- 
schaut http://www.linkeseite.de Ferner hat- 
te ich daraufhin sofort mit der Tageszeitung 
„Junge-Welt“ (jw) Kontakt aufgenommen. 
Auch dort wurde dieser Vorgang mit Un- 
verständnis betrachtet. Als die jw am 15.09. 
bei der Pressestelle von AOL in Hamburg 
die genauen Gründe dieser Handlungswei- 
se nachfragte, kam von dort die Auskunft, 
dass die Seiten bleiben könnten, sofern die 
antifaschistischen Inhalte entfernt würden 
— eine Auskunft, was man denn gegen An- 
tifaschismus habe erhielt die jw nicht. 

Nachdem meine Seiten am Morgen des 
15.09. noch immer über AOL zu erreichen 
waren, fragte ich erneut bei AOL an, ob die- 
ser Beschluss denn nun definitiv so beste- 
hen bleibe, wurde mir mitgeteilt, dass dem 
so sei, meine Seiten vom Netz müssen, ei- 
ne Löschung durch AOL aber technikbe- 
dingt etwas dauern könne. Daraufhin habe 


Auf der Seite‘ werden Artikel und 
Verweise zu internationalen linken Projekten, 
Ratgeber für Demonstrantinnen, wie sie sich 
im Fall einer Festnahme zu verhalten habe, 
sowie Aufruf z.B. der Roten Hilfe und zur 
Freilassungvon Mumia Abu-Jamal publiziert. 
Das Symbol der RAF stand neben einem Auf- 
ruf zur Solidarität mit den Gefangenen aus 
der RAF. 


ich eine Startseite eingerichtet, auf welcher 
die Vorgehensweise von AOL verdeutlicht 
wurde „Zensur bei AOI“, sowie einen Link 
auf die gespiegelten Seiten nach Holland ge- 
legt. Die Resonanz war überwältigend und 
hat mich darin bestätigt, dass mein Ent- 
schluss der Öffentlichmachung richtig war. 

In den darauffolgenden Tagen erhielt ich 
mehrere Anrufe verschiedener Mitarbeiter 
von AOL. Ich wurde darum gebeten, mir 
doch Gedanken zu machen, wie man diese 
ganze Sache — die eigentlich ein Missver- 
ständnis sei- deeskalieren könne. Als ich auf 
die - mir durch die von AOL praktizierte 
Vorgehensweise — entstandenen Kosten zu 
sprechen kam wurde mir mitgeteilt, dass 
sich auch hier mit Sicherheit ein Weg fin- 
den ließe. 

Mir wurde mitgeteilt, dass meine Seiten 
nun doch unverändert bleiben könnten, ich 
doch weiterhin den „Service“ von AOL in 
Anspruch nehmen solle, schließlich seien ja 
alle AOT -Mitarbeiter Antifaschisten. 

Am 22.9.1999 habe ich nun meine Mit- 
gliedschaft bei AOL zum Ende des Rech- 
nungsmonates gekündigt. 

AOL sieht sich mit einer Reihe von Kün- 


digungen konfrontiert und auch im www tut 
sich so einiges. Inzwischen kursieren „Anti- 
AOL-Buttons“, die ich doch sehr anspre- 
chend finde. 

Jedem, der mit diesen Ereignissen nicht 
einverstanden ist möchte ich ans Herz le- 
gen, sich einen dieser Buttons auf seine Ho- 
mepage zu basteln und im Falle einer Mit- 
gliedschaft bei AOL seine persönlichen 
Konsequenzen zu ziehen. 

AOL wird in Zukunft durch seine aggres- 
sive Preispolitik seine Stellung als einer der 
größten Internet-Anbieter in der BRD fest- 
igen — setzen wir dem etwas entgegen!! Die 
Linke Seite wird weiterhin gegen eine Zen- 
sur im www arbeiten. 

Antifaschismus ist notwendig — nicht krimi- 
nell !!! 
Oliver-Ihilo Barthel 

++ACHTUNG++ 

Neue Internetadresse — Bitte Links ändern 
DIE LINKE SEITE 
Mailto: info@linkeseite.de URL: 
http://www.linkeseite.de 
Fax & Voicebox: 0721-151216147 


Mannheim 
Hungerstreik gegen 
Abschiebung 


Mannheim, den 22.09.99: 
Verhindern wir die Abschiebung eines im 
Hungerstreik befindlichen Flüchtlings! 


Moussa Moussaoui, ko aus Algeri- 
en, befindet sich seit 20.07.99 — das sind 
neun (!) Wochen - in Mannheim in der Ju- 
stizvollzugsanstalt (JVA) im Hungerstreik. 

Herr Moussaoui teilte seine Zelle mit dem 
bei einem Abschiebeversuch zu 'Tode ge- 
kommenen sudanesischen Flüchtling Aa- 
mir Ageeb. Gegen die Umstände dessen ge- 
waltsamen 'lodes hatte Moussa Moussaoui 
in der Abschiebehaftanstalt auf dem Gelän- 
de der JVA protestiert. Daraufhin wurde er 
mit seiner Verlegung vom Abschiebege- 
fängnis in eine Isolierzelle im Haupthaus 
bestraft. 

Seitdem ist Moussa Moussaoui im Hun- 
gerstreik. Fr hat inzwischen 18 Kilo abge- 
nommen und ist extrem geschwächt. Eine 
Anstaltsärztin, die ihn noch nie persönlich 
begutachtet hat, bescheinigte dem Gericht 
vor wenigen lagen seine Haftfähigkeit, oh- 
ne dies in irgendeiner Weise zu begründen. 
Augenblicklich befindet er sich in der Kran- 
kenstation des Gefängnisses. 

lrotz.derlebensgefährlichen Situation für 
Herrn Moussaoui beabsichtigte das Regie- 
rungspräsidium Freiburg, ihn am 22.09.99 
abzuschieben! Die geplante Abschiebung 
ist erst mal aufgeschoben, weil der Verwal- 
tungsgerichtshof Mannheim die Beschwer- 
de einer Rechtsanwältin angenommen hat. 
So lange das Gericht noch nicht über diese 
Beschwerde entschieden hat, kann Herr 
Moussaoui nicht abgeschoben werden. Dies 
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heißt aber nicht, dass die Abschiebung nicht 
doch noch vorgenommen wird — falls der 
VGH negativ entscheiden sollte ! 

Die Frist für die angeordnete Abschiebe- 
haft wäre am 22.09.99 abgelaufen. Der Rich- 
ter am Amtsgericht Mannheim, Burk, hat 
per Beschluss am gleichen Tag die Verlän- 
serung der Abschiebungshaft bis zum 
06.10.99 angeordnet — sonst hätte Herr 
Moussa Moussaoui frei gelassen werden 
müssen! 

Wir fürchten, dass Herr Moussaoui eine 
Abschiebung nicht überleben wird. Wir for- 
dern seine sofortige Freilassung und ein 

Bleiberecht für ihn! 

Der Druck auf das Regierungspräsidium 
Freiburg und das Innenministerium muss 
verstärkt werden, damit die geplante Ab- 
schiebung abgewendet werden kann. Wir 
bitten euch daher, Protestschreiben an bei- 
de Institutionen zu schicken oder zu faxen 
und diese aufzufordern, für die unverzügli- 
che Freilassung von Moussa Moussaoui zu 
sorgen und ihm endlich Asyl zu gewähren. 
Informiert uns bitte, wenn ihr entsprechen- 
des macht! 

Adressen: 

Regierungspräsidium Freiburg, 

z.Hd. Herr Schmieder, 

Wiesentalstr. 20, 79115 Freiburg 

Fax: 0761-40101-100 

Innenminister 

Dr. Thomas Schäuble, 

Dorotheenstr. 6, 

70173 Stuttgart, 

Fax: 0711-231339 

Bündnis gegen Abschiebungen a 
c/o JUZ Mannheim, Pc tii. 12 1965, 6807( 
Mannheim 


DHEKP-C-Prozess 
Verlegung nach 
Protest 


Am Mittwoch, den 8. September, begann vor 
dem Hanseatischen Oberlandesgericht der 
Prozess gegen Herrn Mesut Demirel. Die Ver- 
teidigung erklärte hierzu folgendes: 


Mesut Demirel, 44 Jahre alt, ist angeklagt, 
Rädelsführer einer terroristischen Vereini- 
sung (DHKP-C / Dev Sol) zu sein. Auch 
wird ihm vorgeworfen, Mittäter von Bran- 
danschlägen in den Jahre 1995/96 gewesen 
zu sein. Schließlich behauptet der General- 
bundesanwalt in seiner Anklage, Mesut De- 
mirelhabe Beihilfe, in Form der psychischen 
Beihilfe, zu einer versuchten Tötung gelei- 
stet. 

Nichts von alledem wahr. Mesut Demirel, 
als linker Journalist und Demokrat lange in 
einem türkischen Gefängnis, wird die Vor- 
würfe in seinem Prozess widerlegen. Er war 
Pressesprecher der DHKP-C; ein Mann, der 
in Europa mit Wort und Schrift für seine 
politischen Ziele kämpfte, nicht mit Ge- 
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walt. Die Ankläger versuchen, dem klassi- 
schen Anliegen des Terrorismusvorwurfs 
entsprechend ($129a StGB), die revolu- 
tionäre Gesinnung zu bestrafen 

Mesut Demirel hat aufgrund eines gegen 
ihn gerichteten Briefbombenattentats bei- 
de Hände und ein Auge verloren. Er ist zu 
100% schwerbehindert. In der JVA Bochum, 
in der er sich noch bis zum 31.8.1999 be- 
funden hat, war er auf einer Pflegestation 
untergebracht. In der Untersuchungshaft- 
anstalt Hamburg, die wegen ihrer unerträg- 
lichen Bedingungen schon des öfteren in der 
Öffentlichkeit gerügt wurde, hat man ihn 
im Normalvollzug untergebracht. 

Er befindet sich allein in einer der aus dem 
letzten Jahrhundert stammenden Primitiv- 
zellen. In dieser Zelle gibt es nicht einmal 
eine Steckdose. Er hat selbstverständlich 
keine pflegerische Unterstützung, und es 
fehlen ihm die einfachsten Informations- 
mittel, wie etwa ein Radio. 

Hinzu kommen die harten Isolationsbe- 
schränkungen der $129a-Gefangenen: 
Tiennscheibe, Kontaktkontrolle, Finzelhof- 
sang, Finzeleinkauf, rigide Zellenkontrolle 
etc. 

Unter diesen Haftbedingungen kann es 
keinen fairen Prozess geben. Diese men- 
schenunwürdigen Haftbedingungen müs- 
sen sofort aufgehoben werden, und Mesut 
Demirel muss in eine Pflegeeinrichtung ge- 
bracht werden. 

z e K 

Mesut D. kritisierte seine Verlegung in ei- 
ne aus dem vorigen Jahrhundert stammen- 
de Zelle mit folgenden Worten: 

„Mag sein, dass ihr nicht die gleichen An- 
dichten vertretet, aber ist denn auch eure 
Menschlichkeit verloren gegangen? Wie 
könnt ihr in die Gesichter eurer Kinder und 
Frauen blicken? Und seid euch darüber im 
Klaren, nicht für mich selbst beschwere ich 
mich, sondern ich bin besorgt um euch ...“ 

Er wurde am gleichen Tag aus der Zelle 
herausgeholt und ins Krankenhaus verlegt. 


Die.nächsten Prozesstermine gegen Mesut D.: 
7., 13., 14.10. 
2., 10., 11.11 


Der Prozess gegen Ilhan Y. geht dem Ende 


entgegen. Die nächsten Termine: 

6.10., 9.30 Uhr, Plädoyer der BAW 

12.10, 9.30, und 19.10, 11.00 Uhr: Plädoyer 
der Rechtsanwälte 

1.11., 14.30 Uhr, Schlusswort von Ilhan 
3.11., 9.11., jeweils 9.30 


Prozess-Bulletin zu den 
DHKP-C-Prozessen 


Seit dem DHKP-C-§129a-Pilotprozess, der 
imMmai 1998 begann und im Februar 1999 
mit hohen Haftstrafen gegen die Angeklag- 
ten u.a. wegen „Mitgliedschaft und/oder 
Rädelsführerschaft in einer terroristischen 
Vereinigung“ endete, läuft die Prozesswelle 
gegen AnhängerInnen der DHKP-C in der 
BRD. Die Organisation wurde im August 
1998 vom damaligen Bundesinnenminister 
Kanther verboten. Seit Februar und Sep- 
tember laufen die Nachfolgeprozesse vor 
dem Oberlandesgericht (OLG) in Ham- 
burg, die im Dezember diesen Jahres um ei- 
nen weiteren vor dem OLG Frankfurt/M. er- 
weitert werden. 

Die DHKP-C führt in der 'Türkei/Nord- 
kurdistan einen antioligarchischen und an- 
tiimperialistischen Befreiungskampf auf 
marxistisch-leninistischer Grundlage und 
kämpft für eine unabhängige und soziali- 
stische Türkei. 

Aufgrund der massiven Repression der 
BRD-Justiz gegen eine revolutionäre Be- 
freiungsbewegung, die ihren politisch-mi- 
litärischen Kampf ausdrücklich auf dem 
Territorium der 'l'ürkischen Republik führt, 
werden wir in einem Abstand von 2-3 Mo- 
naten ein Prozess-Bulletin erstellen und 
herausbringen. Mit diesem Bulletin wollen 
wir die linke und aufgeschlossene Offent- 
lichkeit über die Entwicklungen laufender 
und über anstehende Staatsschutzvertah- 
ren unterrichten und dafür sensibilisieren. 

Inhalt des Bulletins werden Pressemittei- 
lungen der Verteidigung, der Angeklagten, 
der Prozessbeobachtungsgruppen, Zei- 
tungsartikel und sonstige themenrelevante 
Beiträge von Solidaritäts- und Äntirepressi- 
ONSgTUPPEN sein. 

Es kann unserer Ansicht nach nicht un- 
beantwortet bleiben, dass sich die BRDzum 
wiederholten Male zum verlängerten Arm 
des Susurluk-Staates macht und hier zum 
Schlag gegen revolutionäre Strukturen aus- 
holt. Ein Großteil der radikalen Linken in 
der BRD hat die Brisanz dieser Ereignisse 
(noch) nicht ausreichend registriert und 
zeigt sich (noch) weitgehend teilnahmslos. 
Aber: Staatsschutzangriffen kann nur ge- 
meinsam entgegen getreten werden. 


Das Prozess-Bulletin wird herausgegehen 
von: 

Prozessgruppen zu den DHKP-C-Prozessen, 
Postfach 3570, 67623 Kaiserslautern, Fax (06 
31) 4 57 22, Tel. 0173946 70 78 

gruppe mücadele, c/o RefRat HUB, Unterden 
Linden 6, 10099 Berlin 


Isolationshaft für Totalverweigerer 


Linden wieder in 
Freiheit! 


Nürnberg, Roth, 21.9.: Nach mehr als 73 Ta- 
gen Isolationshaft in der Otto-Lilienthal-Ka- 
serne in Roth befindet sich der totale Kriegs- 


dienstverweigerer Elmar Linden wieder in 
Freiheit. 


Nach Ablauf des 4. Arrests am 20. Septem- 
ber 1999 erklärte die Kasernenleitungin Ver- 
tretung des Iruppendienstgerichts Süd, Re- 
gensburg, den Arrest für vorläufig aufgeho- 
ben. 

Der totale und konsequente Kriegs- 
dienstverweigerer Elmar Linden verweigert 
den Kriegsdienst total. Sowohl den Waf- 
fendienst als Soldat als auch den waffenlo- 
sen Versorgungskriegsdienst, den Militärer- 
satzdienst als sogenannter Zivildienstlei- 
stender. 

Mehr als 73 Tage wurde Linden in Isola- 
tionshaft in der Otto-Lilienthal-Kaserne 
festgehalten, um im Arrest seinen Wider- 
stand zu brechen. 

Viermal wurde der Arrest gegen Linden 
verlängert. Der willkürlichen Bestrafungs- 
aktion gegen den Gewissens“täter“ Linden 
folgt nun eine Anklage mit Gerichtsver- 
handlung mit ungewissem Ausgang. Und 
doch ist die Gewissensentscheidung für den 
20-Jährigen unumstößlich, für die er reich- 
lich „Schwierigkeiten“ in Kauf nimmt. 

Nach Linden, und darin folgt er der Ar- 
gumentation der "lotalverweigerer-Bewe- 
gungin Deutschland, ist Zivildienst und der 
Dienst in der Armee eingebunden in das so- 
genannte Konzept der Gesamtverteidi- 
gung. Dies würde im Ernstfall auch heißen, 
dass Zivildienstleistende für Waffentrans- 
porte, Minenräumen und als Sanitäter an 
der Front eingesetzt werden könnten. Dies 
lehnt Linden ab. 

Darüber hinaus wirkt der sogenannte Zi- 
vildienst als Jobkiller, da gerade im sozialen 
Bereich durch mehrheitlich unzureichend 
qualifizierte Zivildienstleistende Arbeits- 
plätze für gut ausgebildetes Fachpersonal 
ersetzt werden. So ersetzen die ca. 170.000 


Zivildienstleistenden pro Jahr Zehntausen- 
de von Arbeitsplätzen. Dies ist angesichts 
von mehr als 4 Millionen arbeitsloser Men- 
schen ein gesellschaftlicher Skandal und im 
übrigen nicht mit dem Zivildienstgesetz zu 
vereinbaren. 

Durch seinen Widerstand protestiert El- 
mar Linden individuell und selbstbestimmt 
gegen den Krieg und das durch unge- 
hemmte Rüstungsexporte speziell von 
Deutschland, als zweitgrößtem Rüstungs- 
exporteur der Welt, verursachte Elend. 

Der Prozess gegen Linden wird dem- 
nächst voraussichtlich in Schwabach statt- 
finden. 

PM der Deutschen Friedensgesellschaft — 
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V, 
Grubbe Nürnberg vom 21.9. 


Frankfurt 


Bußgeldverfahren 
wegen Blockade der 
Rhein-Main Airbase 


Wegen der 'leilnahme an einer Demon- 
stration und Blockade der Zufahrt der 
Rhein-Main Airbase am 30.05.99 wurde ge- 
gen Tim Weltermann aus Essen ein Bub- 
seldverfahren des Ordnungsamtes Frank- 
furt eingeleitet. Dem Essener wird vorge- 
worfen, „gemeinschaftlich mit 31 weiteren 
Personen“ gegen das Versammlungsgesetz 
verstoßen zu haben. Der Vorwurf basiert auf 
eine Demonstration aus Anlass Angriffs- 
krieges der NATO gegen Jugoslawien vor der 
Rhein-Main Airbase, an der ca. 60 Personen 
teilgenommen haben ... 

Von der Rhein-Main Airbase starteten 
während des Angriffskrieges gegen Jugosla- 
wien täglich ca. 100 US-amerikanische Mi- 
litärmaschinen, um NAlO-Kampfflugzeu- 
ge mit Treibstoff zu versorgen. 'leilnehme- 
rInnen dieser gewaltfreien Demonstration, 
zu der die DFG-VK und andere ... aufgeru- 
fen hatten, wurden damals für mehrere 
Stunden in Polizeigewahrsam genommen. 
Im Rahmen der Blockade wurden die Sol- 
daten aller Kriegsparteien — insbesondere 
auch die der Bundeswehr — dazu aufgeru- 
fen, alle Befehle zu verwei- 
gern und zu desertieren. 
Wegen dieses Aufrufes 
wurden mittlerweile bun- 
desweit vermehrt Ermitt- 
lungsverfahren wegen „öf- 
fentlicher Aufforderung zu 
Straftaten“ eingeleitet, 
bzw. Strafbefehle verhängt. 
Ein Verfahren gegen Tor- 
sten Froese von der DFG- 
VK FfM wegen der „Auf- 
forderung zu Straftaten“ 
wurde jüngst eingestellt. Er 
erklärte zu dem wider- 


sprüchlichen Vorgehen der Behörden in 
Frankfurt/M., „dass mit dem anscheinend 
weniger Ööffentlichkeitswirksamen Verhän- 
gen von Bußgeldern KriegsgegnerInnen von 
staatlicher Seite begegnet werden soll. Teil- 
nehmer der damaligen friedlichen Blocka- 
deaktion gegen den NATO-Angriffskrieg 
teilten uns allerdings schon mit, dass sie kei- 
ne Bußgelder zahlen werden. Stattdessen 
wollen diese in einem Prozess vor dem 
Amtsgericht Frankfurt/M. klären lassen, ob 
die Blockadeaktion wegen des verfassungs- 
widrigen Angriffskrieges legitim war.“ 


DFG/VK FfM, 7.9.99 

Berlin 

Büros und Privaträu- 
me von Antimilitari- 
stInnen durchsucht 


Am 11.9. wurden mehrere Geschäfts- und 
Privaträume in Berlin durchsucht. Betroffen 
waren das „Büro für antimilitaristische 
Maßnahmen“ in Kreuzberg die Landesge- 
schäftsstelle der JungdemokratInnen / Jun- 
ge Linke in Mitte sowie mindestens zwei Pri- 
vatwohnungen. 

Die Durchsuchungen wurden damit ge- 
rechtfertigt, dass ein offensichtlich größerer 
Personenkreis beabsichtigt, sich Zugang zur 
nicht öffentlichen Tagung des Deutschen 
Bundeswehr-Verbandes am 12.9. verschaf- 
fen zu wollen, um Straftaten zu begehen. 
Dieser Vorwurf wurde damit begründet, 
dass sich der Bundeswehr namentlich be- 
kannte Personen im Zusammenhang mit 
den Gelöbnisstörungen um Finlasskarten 
bemüht haben sollen. 

Berlin soll unter Missachtung rechts- 
staatlicher Grundsätze hauptstadtfähig 
werden. Welche Erkenntnisse die Staatsan- 
waltschaft hat, dass Straftaten wie das ‚Wer- 
fen von Farbbeuteln“ oder „Sachbeschädi- 
gungen“, wie der Durchsuchungsbeschluss 
behauptet begangen werden sollen, bleibt 
offen und entbehrt jeder Gr undlage. 

Dass die Berliner Justiz solche Straftaten, 
für die es weder konkrete noch allgemeine 
Anhaltspunkte gibt, zum Anlass nimmt, das 
Grundrecht auf die „Unverletzlichkeit der 
Wohnung“ zu brechen, zeigt, dass sie die 
phantasievollen Störungen des Gelöbnisses 
als schmähliche Niederlage ansieht und 
jetzt auf billige Weise Rache nimmt. Zu die- 
sem Zweck werden potenziell kritische 
Stimmen bereits im Vorfeld kriminalisiert. 

Die CDH hatte nach dem Gelöbnis an- 
gekündigt, Berlin von den „Linken“ zu säu- 
bern. Die Justiz hat verstanden. Für die de- 
mokratische und politische Kultur der 
Hauptstadt der „Berliner Republik“ ein 
Schlag ins Gesicht. 

Nach PM der Kampagne gegen Wehrpflicht 
m 
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Hamburg 


Überkleben von 
Wahlplakaten höchst- 
richterlich verfolgt 


Am 14. August wurden Marlit K. und Jutta 
B. Strafbefehle wegen „gemeinschaftlicher 
versuchter Sachbeschädigung“ zugestellt. 
(Seit ca. 3 Jahren ist der Versuch der Sach- 
beschädigung strafbar): 

„Sie werden beschuldigt, in Hamburg am 
11.6.99 gemeinschaftlich eine fremde Sache 
zu beschädigen versucht zu haben, indem 
Sie im bewussten und gewollten arbeitsteili- 
gen Zusammenwirken mit der gesondert ver- 
folgten J.B/M.K. gegen 00.00 Uhr auf dem 
Mittelstreifen der  Ehrenbergerstr./Max- 
Brauer-Allee zwei dort aufgestellte Wahlpla- 
kate der CDU zur Europawahl jeweils mit ei- 
nem ca. 25 cm x 85 cm großen Papierstreifen 
mit der Aufschrift „Keine Stimme den 
Kriegsparteien“ überklebten, die jedoch un- 
verzüglich nach der Tat ohne Beschädigung 
der Wahlplakate wieder entfernt werden 
konnten, weil der zum Verkleben verwende- 
te Kleister noch nicht angetrocknet war.“ 

Während die SPD auf eine Strafanzeige 
verzichtete und einen Brief ankündigte, in 
dem sie den Beschuldigten die Gründe ihrer 
Kriegsbefürwortung erläutern wollte, be- 
stand die CDU auf einer strafrechtlichen 
Vertolgung. Festgesetzt wurde eine Geld- 
strafe von 200,- DM (+51,- DM Verfahrens- 
kosten) ‚ersatzweise 10 Tage Freiheitsentzug. 
Interessanterweise war „vergessen“ worden, 
beiden Anwälten der Beschuldigten - trotz 
Antrages — Akteneinsicht zu gewähren. 

Die Angeklagten meinen, sie wären bereit, 
eine Verurteilung wegen versuchter Sachbe- 
schädigung hinzunehmen, wenn auch die, 
die diesen Krieg in die Wege geleitet und ge- 
führt haben, wegen Bruchs des Völkerrechts 
und des Grundgesetzes und wegen Anstif- 
tung zu mehrfacher Körperverletzung und 
zum Töten zur Rechenschaft gezogen wür- 
den. 

Weil dies bisher nicht der Fall ist, haben 
Jutta B. und Marlit K. Gegen diesen Straf- 
befehl Einspruch erhoben. Deswegen findet 
am Freitag eine öffentliche Gerichtsver- 
handlung statt, zu der die Beschuldigten 
herzlich einladen. Am 1. Oktober 1999 fin- 
det im Amtsgericht Hamburg-Altona der 
Prozess statt. 


Ein Brief Eva Juhnkes aus dem Gefängnis 


Wertvoll ist, was den 
Menschen voranbringt' 


Das Tempo der politischen Entwicklung ist 
hoch. Manchmal entwickelt sich von einem 
Moment auf den anderen eine neue Situation. 
Wir als Individuen sind nicht bereit. Die Be- 
dingungen sind vorhanden. Das organisatori- 
sche Umfeld ist auch vorhanden. Das ist, was 
wichtig ist. Dementsprechend müssen wir be- 
reit sein. Wir müssen uns selbst bereit halten. 
Die politische Entwicklung schreitet nicht ent- 
sprechend dem Individuum voran, sondern 
nach ihren eigenen Gesetzen. 

Während wir immernoch die Thesen derde- 
mokratischen Lösung, die unsere Pl? Ende 
Mai mit ihrem Manifest für das 21. Jhd. Prä- 
sentierte, diskutieren, immer noch zu verste- 
hen versuchen, sehen wir, dass sie durch den 
Aufruf zum „Rückzug“ am 2. August konkret 
zu werden beginnen. Und wir wundern und fra- 
gen uns: Hat uns die Realität überholt? Wir sa- 
gen: Nein. Wir können einen Vorgang feststel- 
len, der nur aus der Eigenschaft, Avantgarde 
zu sein, entspringt. Wir bemerken, dass unse- 
re PF wieder, wieimmer, Avantgarde in der Ent- 
wicklung der PKK ist. 

Wer ist Avantgarde?’ Jemand, der nicht er- 
wartet, dass andere einen Schritt machen, der 
die notwendigen Schritte selbst macht und da- 
durch den anderen zwingt, ihm zu folgen. Die 
Avantgarde stellt selbst die notwendige Ent- 
wicklung sicher. Dadurch wird sie Motor des 
Fortschritts. Kurz, die Avantgarde ist am An- 
fang von allem. Sie ist die erste bei allem. Den 
anderen bleibt nur, im Schatten der Avantgar- 
de, nach ihr zu kommen. Natürlich kann man 
versuchen, sie zu erreichen und zu passieren, 
sonst würde man schließlich völlig zurückblei- 
ben und aus den Augen verloren werden. Das 
Schicksal dieser ist, Geschichte zu sein. In der 
Zukunft ist kein Platz für sie. Wer aber die Ei- 
senschaften der Avantgarde trägt, ist rich- 
tungsweisend, findet neue Wege und weiß sie 
zu gehen. Dadurch kann das Bestehende un- 
ter Druck gesetzt werden. Natürlich kann man 
zögern, die neuen Wege zu gehen, denn die 
neuen Wege beinhalten immer eine Ungewis- 
sheit. Ein Risiko. Die alten Wege sind nicht so. 
Weil sie schon benutzt wurden, ist klar, wo sie 
uns hinführen. Von daher ist es leicht, die al- 
ten Wege zu gehen, an die man sich gewöhnt 
hat. Aber lasst uns offen fragen: Wohin haben 
diese alten Wege den Menschen geführt? Mit 
den neuen Wegen können neue, positivere Er- 
gebnisse erreicht werden. Auch wenn es schwer 
sein sollte, kann ihr Nutzen höher sein. Daher 
ist der Hauptgrund, Avantgarde zu sein, das 
Bestehende zu bezwingen. Es zu bezwingen, 
gewährleistet seine Überwindung. Dies ist ge- 
nau die Methode, den Menschen vorwärts zu 
bringen. Dies verlangt Verantwortung und 
aubergewöhnlich kunsttertige Arbeit. Daher 


ist es kein Zufall, Avantgarde zu sein. Im Ge- 
genteil, es ist das Ergebnis davon, die Ursa- 
chen, die das Bestehende geschaffen haben, zu 
erforschen, zu hinterfragen, sie einer objekti- 
ven Bewertung zu unterziehen und auf dieser 
Grundlage die Zukunft zu planen. 

Das Manifest des 21. Jahrhunderts, das die 
PF vorgelegt hat, ist die Planung der Zukunft. 
Bs ist ein Ergebnis von 40 Jahren intensiver per- 
sönlicher Anstrengung, von 20 Jahren organi- 
sierter Aktivität, der Erfahrungen aus 15 Jah- 
ren Kriegund der Verwendung des historischen 
Erbes der letzten 100 Jahre. Zum ersten Mal 
hat unsere PF eine derart umfangreiche Ana- 
lyse angestellt und dadurch ein neues Lö- 
sungskonzept für nationale Befreiungskämpfe 
entwickelt. Auch wenn die Kampfphase in ge- 
wisser Weise dies schon widergespiegelt hat, 
hat es erstmals derartig umfassend gesammelt 
und in klaren Thesen seinen Ausdruck gefun- 
den. Und indem wir dieses Werk begreifen, se- 
hen wir uns voller Respekt diesem Produkt 
großer Arbeit und Anstrengungen gegenüber. 
Was allerdings noch bleibt, ist, seine Verwirk- 
lichung sicherzustellen. Denn wie jeder Plan 
ist auch dieser nur eine Anleitung für die Pra- 
xiS. 

Das Manifest des 21. Jahrhunderts ist für na- 
tionale Befreiungskämpfe ein brandneuer Lö- 
sungsweg. Denn es benutzt nicht die klassi- 
schen politischen Methoden, sondern die de- 
mokratische Methode als Lösung. Was heißt 
das? Es ist das Suchen nach einer Lösung, in- 
dem der Organisationsmechanismus des Staa- 
tes verändert wird. Es gibt Beispiele für die For- 
derung nach einem „unabhängigen Staat“, ei- 
ner Föderation, Autonomie und so weiter. Wir 
aber werden die demokratische Methode an- 

wenden. Das heißt, der Staat bleibt eine Ein- 
heit. Soweit für die TR‘ die Örganisierung des 
Staates Republik und ein gemeinsames Land 
ist, wird es keine Änderung geben. Unser Ziel 
ist es, die grundlegenden Prinzipien der De- 
mokratie zu verwirklichen und zur Anwendung 
zu bringen. Dabei werden wir versuchen si- 
cherzustellen, dass die, die bis heute vom Staat 
außen vor gelassen wurden, miteinbezogen 
werden und sich beteiligen. 

Ws ist die Erfahrung, die durch die alten po- 
litischen Modelle gemacht wurden? Wenn wir 
einen Blick darauf werfen, sehen wir, dass sie 
alle auf ihre Art die bestehenden Probleme 
nicht gelöst haben. Im Gegenteil, in einem be- 
stimmten Rahmen haben sie die Probleme 
chronisch gemacht oder noch verschlimmert. 
Zum Beispiel Indien und Pakistan. Als Indien 
die „Unabhängigkeit“ erlangte, trennte sich 
Pakistan von Indien und bildete einen „unab- 
hängigen“ Staat. Obwohl seither Jahrzehnte 
vergangen sind, bedrohen sie jetzt sich und die 


Welt mit Atombomben. Eritrea führte lange 
gegen Äthiopien einen Unabhängigkeitskrieg. 
Seit diese erreicht wird, wird der Krieg als 
Grenzkrieg weitergeführt. Und wie viele 
Staatsgebilde haben sich in einen See von Blut 
verwandelt? Oder konnten die rückständige in- 
nere Struktur nicht weiterentwickeln? Aber das 
Wichtigste außer diesen negativen Beispielen: 
Die, die nach dem alten Modell kämpfen, kön- 
nen ihren Einfluss nur auf einem kleinen Ge- 
biet geltend machen. Mit dem neuen Modell 
dagegen hält man sich den Weg offen, auf das 
Ganze Einfluss zu erlangen. 

Unsere PF sagt: „So wie die Kurden in den 
20er Jahren bei der nationalen Befreiung einer 
Kraft der ‚kuvva milliye [nationale Kräfte‘] ge- 
u haben, spielen sie heute auf dem Weg in 
die 2000er mit der PKK die Rolle einer ‚kuvva- 
i-demokrasi’ [demokratische Kräfte] ...“ Das 
heißt, genau so, wie sie in den Gründungsta- 
gen der TR als Kraft außerhalb des Systems die 
Republik und das gemeinsame Land geschaf- 
= haben, gewährleisten sie heute als Kraft 
außerhalb des Systems seinen demokratischen 
Fortschritt. Dies ist das Ergebnis der organisa- 
torischen und militärischen Aktivitäten der 
PKK. Gleichzeitig hat der bewaffnete Kampf 
sich zum organisatorischen und willensmäßi- 
gen Ausdruck des Volkes entwickelt. Es hat sei- 
ne Identität gewonnen. Das ist der Sieg des be- 
waffneten Kampfes. Daher ist die historische 
Berechtigung des bewaffneten Kampfes unbe- 
streitbar. 

Der Aufruf unserer PF zum „Rückzug“ wird 
der zweite „Rückzug“ unserer Parteigeschich- 
te sein. Der erste ist die Phase von 79-82, die 
mit dem Putsch vom 12. September (1980) zu- 
sammenfiel. In dieser Phase bereitete sich un- 
sere Partei im Mittleren Osten darauf vor, ins 
Land zurückzukehren und den bewaffneten 
Kampf aufzunehmen. Der erste „Rückzug“ 
wurde so zur Basis für den 15 Jahre andauern- 
den Kampf. Daher ist sicher, dass der Rückzug 
von ‘99 auch eine Vorbereitungsphase sein 
wird. Und damit werden wir in kürzester Zeit 
mit einer brandneuen Kampfform wieder für 
die Machtfrage bereit sein. 

Natürlich sind wir auch vorbereitet, falls die 
gegnerische Macht das Spiel falsch spielt. Wir 
werden uns zurückziehen, aber wir haben die 
Waffen nicht niedergelegt. Wenn alles richtig 
läuft, werden wir die Waffen nicht wieder in 
die Hand nehmen. Wenn nicht, wir sind be- 
reit. Unsere Kader sind überall. Was wir gelernt 
haben, haben wir gelernt, und wenn es nötig 
ist, können wir jederzeit und an jedem Ort in 
kürzester Zeit eine Armee auftauchen lassen. 
Aber wenn die Entwicklungen in dem Rahmen 
verlaufen, den unsere PF skizziert hat, dann 
gibt es dafür natürlich keine Notwendigkeit, 
und es wird nicht passieren. Denn dann sind 
wir gewissermaßen Verhandlungspartner. Und 
wer führt Krieg gegen sich selbst? Das macht 
wahrscheinlich niemand. 

Natürlich möge manche unserer Freundin- 
nen jetzt in Untätigkeit verfallen. Mag sein, 
dass sie denken ‚Was zu tun war, haben wir ge- 
tan’, sich in den Sessel verkriechen und die 
Füße auf den Tisch legen. Aber wir denken, 
dass es dafür noch etwas zu früh ist. Denn der 


Aufruf, den unsere PF gemacht hat, ist nur das 
Beharren auf dieser neuen Phase. Sie muss 
auch noch verfestigt und vollendet werden. 

Außerdem wartet vor uns noch ein riesen- 
hafter Menschheitskampf. Daher ist unsere 
grundlegende Aufgabe, unseren Kampf fort- 
zusetzen. Also nicht Müßiggang, sondern wir 
müssen die Aufgaben, die heute und in der Zu- 
kunft auf uns arten, fleißig wie Bienen ange- 
hen. Die Grundlage dafür liefert uns die Ver- 
tiefung unseres organisatorischen Wissens 
und unserer ideologischen Linie. Das ist unse- 
re Identität. Denn die PKK ist keine Kurden- 
partei, es ist ein Menschheitskampf. Genauso 
wie die Zeit für Müßiggang nicht gekommen 
ist, ist es auch nicht Zeit ... [unleserlich] Denn 
wohin hat uns unser individualistisches Ver- 
halten bis heute gebracht? Ja, bei diesem The- 
ma hat wahrscheinlich jedeR von uns leidvol- 
le Erfahrungen. Nein, sogeht esnicht. DiePKK 
ist es, was uns bis heute widerstandsfähig ge- 
macht hat, und das wird auch morgen so sein. 

Mit revolutionären Grüßen und hochach- 
tungsv oll 

iva 

11. August 1999 

Eva Juhnke 

Özel Tip Cezaevi, Siyasi Kadin Kogusu, Bat- 
man, Türkei 


l Um die Zensur schneller passieren zu können, wur- 
de der Brief in türkischer Sprache verfasst und später 
übersetzt. Anmerkungen d.Ü. in [] und als Fußnote 
2 PF=Parteiführung, i. Orig. PÖ.= Parti Önderligi 

3 Das türkische Wort ‚öncü’ bedeutet ‚der, der voran- 
geht‘, im ideologischen Sinne ‚Avantgarde’, im Ge- 
gensatz zu „Führer“ oder „Führung“ 

4 Türkische Republik 

5 Zusammenschluss aller Kräfte, die gegen die impe- 
rialistischen Besatzungsmächte des Osmanischen 
Reiches nach dem 1. Weltkrieg kämpften. An ihnen 
waren in großem Umfang Kurden beteiligt. 


Gedenkveranstaltung für die 
Internationalistin 
Ronahi, Andrea Wolf 


Andrea Wolf hatte sich seit Anfang 1997 am 
Kampf der ARGK Guerilla in Kurdistan betei- 
ligt. Am 23. Oktober 1998 fiel sie bei einem Ge- 
fecht mit der türkischen Armee lebend mit an- 
deren GenossInnen in die Hände des Feindes. 
Sie und andere Freundinnen und Freunde wur- 
den ermordet. 

Andreas Geschichte ist eng mit der Ge- 
schichte des Widerstands seit Anfang der 80er 
Jahre verwoben. Andrea war Teil des militanten 
Widerstandes gegen die Wiederaufbereitungs- 
anlage in Wackersdorf, gegen den Bau der Start- 
bahn West in Frankfurt, sie war Mitinitiatorin 
vieler antirassistischer antipatriarchaler und in- 
ternationalistischer Projekte und Initiativen. 
Auch der Kampf für die Freiheit der politischen 
Gefangenen war ihr ein wichtiges Anliegen. Im- 
mer wieder geriet sie wegen ihrer politischen Ar- 
beit ins Fadenkreuz staatlicher Repression und 
Verfolgung, war selbst mehrmals in Haft. 


ronahl - andrea wolf. 


gedenkveranstaltung | 
am 24.10.99 = 


immamara saal, vogel hötten: weg as 
hamburg- wilhelmsburg 
‚weranstaltung vori isku, gjak ysk | 


Andrea war eine Genossin mit festem Cia 
ben an die revolutionären Ziele. Der Anschluss 
an die Guerilla der PKK, an die Frauenarmee 
der YAJK hatte für sie vor allem ein Ziel: Die 
Revolution in Kurdistan kennen zu lernen, von 
ihr zu lernen, um hier in der Metropole neue 
Ansätze zu finden, den Kampf gegen das impe- 
ralistische und patriarchale System zu organi- 
sieren. In Briefen aus den Bergen berichtete sie 
über den Befreiungskampf der Frauen in Kur- 
distan, über die Versäumnisse der Linken in der 
BRD, die neuerschaffenen Werte des Kampfes 
der PKK und welche Impulse sie für uns hier ge- 
ben können. 

Aus Berichten der GenossInnen aus den Ber- 
gen, die aus einem Versteck Zeuge der Ermor- 
dung von Andrea und weiteren Genossinnen 
wurden, wissen wir, dass der Feind Andrea er- 
mordete, weil sie sich nicht zum Verrat zwingen 
ließ. 

Andreas Tod ist für uns ein großer Verlust. Als 
Internationalistin war und ist sie für uns ein 
Symbol der Hoffnung, dass die Kämpfe für Frei- 
heit und Unabhängigkeit überall auf der Welt 
zusammenwachsen werden. 

/um Todestag von Andrea Wolf findet am 
24. Oktober eine Veranstaltung in Hamburg 
statt. 

Hierzu sind alle eingeladen, die mit uns ge- 
meinsam Andrea gedenken wollen, in deren 
Herzen und Gedanken Andreas Ziele und Träu- 
me weiterleben. 

Die Veranstaltung findet in Hamburg/Will- 
helmsburg statt, S-Bahn 3 oder 31 Richtung 
Neugraben, Haltestelle Veddel umsteigen in 
Bus 155 Richtung Kirchdorf Süd, Haltestelle 
Veringstraße, Beginn 15 Uhr 
Adresse: Marmara Salon Vogelhüttendeich 48 
Karten können bei der Informationsstelle Kurdi- 
stan, Hobrechtstraße 14, 12047 Berlin 
Tel. und Fax: 030 61305622 oder den Kurdistan 
Solidaritätsgruppen in vielen Städten bestellt 
werden. Für Hamburg: Infocafe der Kurdistan So- 
lidarität, jeden Dienstag ab 16 Uhr Brigitten- 
straße 5, 20359 Hamburg 
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Liebe Genossinnen und Genossen, 


Initiativen wie „internationale "Tage des re- 
volutionären Gefangenen“ oder die jüngsten 
berliner Tage der Initiative LIBERTAD! pral- 
len, wie es uns scheint, mit sich wiederho- 
lenden Grenzen aufeinander. 

Jede Unterstützungs- 
kraft stellt sich dort 
mit dem Gedanken 
vor, „ihre“ eigenen Ge- 
fangenen zu unter- 
stützen, was die Be- 
gegnung lediglich auf 
einen Informations- 
austausch und auf ge- 
genseitige Sympathie 
begrenzt. Bündnisver- 
suche stießen immer 
auf Misstrauen oder 
auf manchmal berech- 
tigte Vorbehalte ideo- 
logischer Art. 

Seit mehreren Jahren dauert diese Blockie- 
rung schon an, und wir halten es für mög- 
lich, diese Blockierung der Situation aus den 
Knästen heraus aufzuheben. Ausgangs- 
punkt wäre eine gemeinsame klärende Platt- 
form, die eine breite, aber konsequente 
Kampfgemeinschaft definieren würde — im 
imperialistischen Gefängnis und gegen das 
imperialistische Gefängnis. Die Zustim- 
mung oder Nichtzustimmung zu dieser 
Plattform (und eine konsequente Haltung 
bezüglich dieser Zustimmung) könnte für 
die Kräfte draußen als Bezugspunkt dienen. 

Wir Gefangenen würden um diese Platt- 
form herum unsere Unterstützungskräfte 
einladen, die Arbeit, die sie zu unseren Gun- 
sten geleistet haben, auf alle Gefangenen, 
die diese Plattform unterzeichnet haben, 
auszudehnen. Gemeinsames Agit-Prop-Ma- 
terial könnte dann erstellt werden, tatsäch- 
lich gemeinsame Initiativen (und nicht nur 
das einfache Nebeneinanderstellen einzel- 
ner Initiativen) könnten ins Auge gefaßt 
werden etc.. Fünf große praktische Forde- 
rungen, fünf konkrete und vorrangige Ziele 
würden sich aus einer allgemeinen Unter- 
stützung ergeben (und aus der prinzipiellen 
Forderung der allgemeinen Freilassung der 
Gefangenen ): 

l . Schluss mit Folter und Isolation 

2. Freilassung der verwundeten und kran- 
ken Gefangenen und der Gefangenen, de- 
ren Freilassung mittelfristig ansteht 

3. Information über die Gefangenen und 
ihren Kampf 

4. Materielle Unterstützung der Gefange- 
nen 

5. Gegenseitige internationale Hilfe der 
Gefangenenunterstützungskräfte (v.a. in 
Krisenzeiten: im Falle eines Hungerstreiks in 
den Gefängnissen eines Landes z.B.) 


Es ist evident, dass nur die Sammlung einer 
repräsentativen Anzahl von Gefangenen un- 
ter dieser Plattform eine klärende und ver- 
bindende Rolle spielen wird. Die verschie- 
denen Unterstützungstage im Juni sind ei- 
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ne erste Gelegenheit für die Kräfte draußen, 
um auf dieser Grundlage zu diskutieren. Wir 
laden Euch also ein, schnell auf diesen Vor- 
schlag zu reagieren, indem Ihr uns so schnell 
als möglich Eure Position zu unserem Vor- 
schlag wissen lasst und zum Projekt der 
Plattform, indem Ihr uns schreibt (und si- 


Vom Gefangenenkollektiv der Cellules 
Communistes Combattantes 
(CCC Kämpfende kommunistische Zellen — 
Belgien) an alle revolutionären, kommuni- 
stischen, anarchistischen, antifaschistischen 
oder antiimperialistischen Gefangenen 


cherheitshalber eine Sendung an APAPC, 
BP 6, Saint Gilles 1, 1060 Bruxelles schickt): 
sure Namen und Vornamen: 

Eure Organisation oder Partei (mit den 
Präzisierungen, die Ihr notwendig findet): 
Der Tag Eurer Verhaftung: 

Die Strafe, zu der Ihr verurteilt worden 
seid: Euer derzeitiger Knast: 


Hier nun das Projekt der Plattform. Es ist 
natürlich nicht möglich, für alle eine ideale 
Formulierung zu finden und es wird auch 
nötig sein, dass alle von uns etwas kompro- 
missbereit sind. Selbstverständlich bitten 
wir Buch, diese Plattform bei allen gefange- 
nen Genoss/inn/en rundgehen zu lassen. 


Plattform vom 19. Juni 1999 


Die Unterzeichnenden dieser Plattform 
‚sind alles revolutionäre, kommunisti- 
sche, anarchistische oder antiimperialisti- 
sche Militante, die in den Gefängnissen der 
imperialistischen Bourgeoisie aufgrund ih- 
rer politischen und oder politisch-militäri- 
schen Aktivitäten einsitzen. 

Über ihre politischen und ideologischen 
Unterschiede hinweg beabsichtigen sie, ei- 
ne Kampfgemeinschaft aufzubauen — im 
imperialistischen Gefängnis und gegen das 
imperialistische Gefängnis. Und sie gehen 
davon aus, dass die Initiative bei den Kräf- 
ten außerhalb des Gefängnisses ein Echo fin- 
det. 

Solidarität ist eine Waffe! 


Die Unterzeichnenden stellen fest, dass 

e die Gründe, die sie dazu geführt haben, 
gegen die imperialistische Bourgeoisie, ihre 
Staaten, Bündnisse, nationalen Fraktionen, 
ihre Kompradoren, ihr Militär und ihre Po- 
lizei etc. zu kämpfen, bei weitem nicht ver- 
schwunden sind, sondern beherrschender 
sind als jemals zuvor. Noch nie haben Un- 
gerechtigkeit, Elend und Unterdrückung in 
dem Ausmaß über die Menschheit ge- 
herrscht. Die Gesetze der Marktwirtschaft 


stürzen die Völker der Welt täglich tiefer ins 

lend. Die Negation der nationalen Rechte 
vieler Völker, Rassismus, Sexismus und die 
Verwüstungen des Okosystems sind Teil der 
allgemeinen Vernichtung der Menschheit 
zu Gunsten einer Handvoll Reicher. Manhat 
ein Recht zur Revolte! 


Die Unterzeichnen- 
eden bestätigen mit 
dieser Plattform erneut 
ihr Festhalten an der Sa- 
che der Völker und am 
Kampf gegen Unter- 
drückung und Ausbeu- 
tung. Ob die Organisatı- 
on, der sie im Augenblick 
ihrer Festnahme an- 
gehört haben, noch exi- 
stiert oder nicht, sie be- 
kräftigen die Legitimati- 
on deren Kampfes. Jen- 
seits aller möglichen 
strategischen und taktischen Divergenzen, 
jenseits aller Diskussionen über die Oppor- 
tunität dieser oder jener Kampfform zu die- 
sem oder jenem Zeitpunkt, bekräftigen die 
Unterzeichnenden, dass der Rückgriff auf 
die Gewalt im Kampf gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung, für die soziale Befrei- 
ung und die Befreiung des Volkes, für die Er- 
kämpfung einer gerechten und brüderlichen 
Gesellschaft legitim ist: „Ohne Gerechtigkeit 
kein Friedel“ 


Infolgedessen lehnen die Unterzeich- 
.nerInnen jede Form der Erpressung ab 
und benennen sie als solche. Formen der Er- 
pressung wie „Freilassung gegen Reue“, 
„Freilassung gegen Loslösung“, „Freilassung 
gegen Kollaboration“; etc. Auch wenn die 
Unterzeichnenden eine kritische Betrach- 
tungsweiseihrer militanten Erfahrungen ha- 
ben mögen, so betrifft diese Betrachtungs- 
weise nur die soziale und die Volksbefrei- 
ungsbewegung und soll nur ihr nutzen. Sie 
weisen also zurück, dass diese eventuell kri- 
tische Betrachtungsweise zu einem Tausch- 
objekt mit dem bourgeoisen Apparat ge- 
macht wird, wo er diese Betrachtungsweise 
nur gegen die Bewegung der sozialen und 
der Volksbefreiung benutzen kann. Weder 
Reue, noch Kapitulation! 


Allen Unterzeichnern und Unterzeich- 
2 .nerinnen wurde Unterstützung von 
draußen entgegengebracht, aktive Solida- 
rität in ihren Herkunftsländern und manch- 
mal darüber hinaus. Sie rufen alle solidari- 
schen Kräfte und Personen auf, die Kampf- 
gemeinschaft, die die Unterzeichnenden ge- 
bildet haben, zur Kenntnis zu nehmen, die- 
se Kampfgemeinschaft in ihrer eigenen Un- 
terstützungsaktivität widerzuspiegeln und 
die Kooperation und die Einheit zwischen 
ihnen zu entwickeln. Eine/n von uns vertei- 
digen heißt uns alle verteidigen! Ein Angriff 
gegen eine/n von uns ist ein Angriff gegen al- 
lel 


Communique von MRTA 


MRTA-Gefangene im Hungerstreik 


An irgendeinem Ortin Peru, September 1999, 
An die nationale und internationale Öffent 
lichkeit, An die Solidaritäts- und Menschen- 
rechtsorganisationen, An die fortschrittlichen 
und revolutionären Organisationen: 

Die nationale Führung der MRTA gibt be- 
kannt, daß am 21. September 1999, um 0.00 
Uhr, die politischen Gefangenen des Marine- 
gefängnisses der Militärbasis von Callao, die 
Genossen Victor Polay Campos, Peter Car- 
denas Schulte und Miguel Rincon Rincon, 
Mitglieder der nationalen Führung der MR- 
TA, einen Hungerstreik begonnen haben. 

Victor Polay Campos und Peter Schulte 
Cardenas befinden sich seit sieben Jahren in 
diesem Hochsicherheitsgefängnis, Miguel 
Rincon seit eineinhalb Jahren. Das Hochsi- 
cherheitsgefängnis der Marinebasis von Cal- 
lao ist acht Meter unter der Erde konstruiert 
worden. Mit 60 cm dicken Wänden und 
Türen ohne Gucklöcher haben sie wahre Grä- 
ber für lebende Menschen geschaffen, in de- 
nen unsere Genossen in permanenter Isolati- 
on Opfer systematischer psychischer und phy- 
sischer Folterwurden undihnen Nahrungund 
medizinische Versorgung verweigert wird. 
Unter diesen Bedingungen und der starken 


Das Gutachten des 
UN-Menschenrechts- 


komitees zu Victor Polay 


Nach ca. fünf Jahren andauernden Ermittlungen 
veröffentlichte das UN-Menschenrechtskomitee 
am 9. Januar 1998 ein Gutachten. Dort heißt es 


e zum Prozess von Victor Polay am 3. April 1993 
vor einem Spezialtribunalmit „Richtern ohne Ge- 
sicht“ in einem entlegenen Gefängnis (Yana- 
mayo), dass eine derartige Prozessführung auf 
dem Ausschluss der Öffentlichkeit basiere. „In 
dieser Situation kennen die Angeklagten die Rich- 
ter nicht, von denen sie verurteilt werden, und die 
Möglichkeit, dass sich die Angeklagten auf den 
Prozess vorbereiten und mit ihren Anwälten kom- 
munizieren, trifft auf unakzeptable Hindernisse. 
Außerdem garantiert dieses System einen we- 
sentlichen Aspekt eines gerechten Prozesses 
nicht, so wie es der Sinn des Artikels 14 des Pak- 
tes (über bürgerliche und politische Rechte - 
Red.) vorsieht: Das Tribunal muss sowohl unab- 
hängig als auch unparteiisch sein. In dem System 
der Prozesse mit „Richtern ohne Gesicht“ ist we- 
der die Unabhängigkeit noch die Unparteilichkeit 
der Richter garantiert, da j ja das ad hoc gegründe- 
te Tribunal aus Militärs im aktiven Dienst zu- 
sammengesetzt sein kann. Nach Meinung des Ko- 
mitees sichert dieses System auch nicht den Re- 


physischen Angeschlagen- 
heit haben sie nun eine 
Kampfform gewählt, die ein .; 
Ende machen will mit dem 
unmenschlichen und irratio-  _ 
nalen Haftbedingungen und ` $ 
der Isolation, die das Regime și 
des Herrn Fujimori unseren ~ 
Kämpfern auferlegt hat, um" z 
sie nicht nur physisch und #0: 
mental, sondern auch 
grundlegend in ihrer Moral 
und revolutionären Konse- 
quenz zu brechen. 3 
Auf die Anwendung s dieses 

KampfmittelhatdasRegime_ ; 
mit den Verboten familärer kuss 
Besuche reagiert, um unsere* 
Brüder Victor, Peter und Mi- 
guel weiter zu isolieren. Wir 
machen die Regierung für! = 


jedweden Schaden ander physischen u psy- 


chischen Gesundheit unserer Genossen ver- 
antwortlich. 

Wir rufen die nationale und internationale 
öffentliche Meinung, die Solidaritäts- und 
Menschenrechtsorganisationen dazu auf, von 


spekt vor der mutmaßlichen Unschuld, was im Pa- 
ragraf 2 des Artikels 14 garantiert wird. Aus den 
Umständen des Falles folgert das, dass man die 
Paragrafen 1, 2 und 3 (b) und (d) des Artikels 14 
des Paktes verletzt hat.“ 


° Zur Inhaftierung in Yanamayo vom 22. Juli 1992 
bis 26. April 1993: Der Vertragsstaat Peru hat es 
nicht geleugnet, „dass es dem Opfer weder erlaubt 
war zu schreiben noch mit irgend jemandem zu 
sprechen, ein Verbot, das stillschweigend die Un- 
möglichkeit mit sich brachte, mit einem Rechts- 
berater zusammenzukommen. Der Vertragsstaat 
leugnete es auch nicht, dass das Opfer täglich 23 
12 Stunden in einer Zelle ohne Beleuchtung und 
bei einer Temperatur nahe dem Gefrierpunkt ein- 
gesperrt war. Für das Gericht des Menschen- 
rechtskomitees kommen diese en einer 

Verletzung des Paragrafen 1 des Artikels 10 des 
Paktes gleich.“ 


e Zur Verlegung von Yanamayo nach El Callao am 
26. April 1993 und zur öffentlichen Zurschau- 
stellung des Gefangenen in einem Käfig: „Für das 
Urteil des Komitees stellt dies eine entwürdigen- 
de Behandlung dar, sowohl einen Verstoß gegen 
Artikel 7 als auch eine Behandlung, die unverein- 
bar ist mit dem Paragrafen 1 des Artikels 10, da 
die menschliche Würde von Herrn Polay Campos 
als Person nicht respektiert wurde.“ 


° Zu den Haftbedingungen in El Callao vom 26. 
April 1993 bis zum jetzigen Zeitung: „Das Komi- 


der peruanischen Hereni G Jarantien für die 


physische und mentale Gesundheit unserer 
Kämpfer im Hungerstreik einzufordern. 

Ohne soziale Gerechtigkeit wir es keinen Frie- 
den geben! Tupac Amaru lebt und wird siegen! 
Gen. Condorcanqui für die nationale Führung 


u he 
sae Sn 


tee folgert, dass die Haft des Opfers in Callao, be- 
sonders was seine Isolierung während mehr als 23 
Stunden täglich in einer kleinen Zelle, und die 
Unmöglichkeit, mehr als zehn Minuten Sonnen- 
licht täglich zu haben, betrifft, eine Behandlung 
darstellt, die im Gegensatz zu Artikel 7 und zum 
Paragraf 1 des Artikels 10 des Paktes steht.“ 


Das Resümee: „Das Opfer wurde auf der Basis ei- 
nes Prozesses verurteilt, der nicht mit den funda- 
mentalen Garantien eines gerechten Prozesses 

zählen konnte. Das Komitee ist der Auffassung, 
dass Herr Polay Campos freigelassen werden 
muss, außer dass die peruanischen Gesetze die 
Möglichkeit eines neuen Prozesses vorsehen, der 
dann alle in Artikel 14 des Paktes geforderten Ga- 
rantien erfüllen müsste.“ 


. und die Antwort der peruanischen 
Regierung 


In der Antwort der Permanenten Vertretung von 
Peru beim Büro der Vereinten Nationen und an- 
derer Internationalen Organisationen mit Sitz in 
Gent vom 14.4.1998 an das Büro des UN-Men- 
schenrechtskomitees heißt es: „Die Regierung 
von Peru teilt keine der Einschätzungen des Men- 
schenrechtskomitees.“ 


(Entnommen dem Informationsblatt: Peru, Freiheit 
für Victor Polay Campos, herausgegeben vom Peru- 
Solidaritätskomitee, c/o Helmut Kaiser, Schwant- 


haler Str. 139 Rgb, 80339 München) 
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UMIA 911 


Inden USA hatsich eine Initiative von Künst- 
lern gegründet, um durch einen nationalen 
Tag der Kunst am 11.9.99 gegen die Hin- 
richtung von Mumia Abu-Jamal zu kämpfen. 
Diese Initiative nennt sich Mumia 911. 911 
ist nach der US-amerikanischen Schreibwei- 
se sowohl der 11. September als auch die lan- 
desweite Notrufnummer wie die 110 in 
Deutschland. Hier ist eine Übersetzung ihres 
Aufrufes, der von Hunderten von Musikern, 
Malern, Dichtern, Schauspielern, Schriftstel- 
lern, Tänzern, Galleristen, Produzenten usw. 


unterschrieben wurde. 


Mumia 911 


Der Aufruf zum nationalen Tag der Kunst in 
den USA, um die Hinrichtung von Mumia 
Abu-Jamal zu stoppen 


„Weil wir das Leben von 1,75 Millionen 
Schwarzen, Latinos und anderen armen 
Menschen schätzen, die in den nn 


REEL EEE EEEEEEEIEEEEEEEELE TEEN 


‚ sucht. Weitere Stationen seiner „meetings‘ 
. ler, Siemens, AMP Inc. Frankfurt, Schott Glas, SAP AG (Soft- 
; ware), Harribo (Bonn) und Bayer Leverkusen. Als Ridge vor ei- 
. niger Zeit in Italien weilte, um auch dort für den Tourismus 

: Pennsylvanias zu werben, gab es viele Proteste, und in einer 
Veranstaltung mit Reisebüros stand jemand auf, der sagte, 
wenn man Hand an Mumia legen würde, dann käme niemand 
aus Italien nach Pennsylvania. Es wäre nicht schlecht, wenn 
auch bei uns jemand Ridge etwas Ähnliches sagen würde. 


Herausgeber : Angehörige und FreundInnen politischer 
Gefangener in der BRD, Postfach 1205, 55002 Mainz, 
Fax: (0 61 31) 60 42 32. Erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nach- 


richtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig- 
Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer Kamp 25, 20359 
Hamburg. \.1.8.d.P. : Christiane Schneider. Redaktions- 
anschrift u. Bestellungen : GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 
20359 HH, Tel.: (040)43 188820, Fax : (040) 43188821, 
email: LOKALBERICHTE-HH@CL-HH.comlink.de - 
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. Canana Thomas Ridge, yanto für die Voll- 
: streckung des Todesurteils an Mumia Abu-Jamal, kommt in 
‚ diesen Tagen zu einer Werbereise in Sachen „commerce & tou- 
: rism“ für Pennsylvania nach Deutschland. Auftakt soll in Mün- 
; chen sein, wo er u.a. auch die KZ-Gedenkstätte Dachau be- 


Kampagne Mumia Abu-Jamal, Bremen 


sen von Amerika eingesperrt sind ...“ 

„Weil wir die Gerechtigkeit schätzen und 
eine Gesellschaft, die die volle Entfaltung 
all ihrer Mitglieder fördert .. 

„Weil wir gegen eine P olitik stehen, die 
versucht, den menschlichen Geist zu er- 
sticken und zu brechen ...“ 

„Aus all diesen Gründen sind wir als 
Künstler zusammengekommen, um die 
Hinrichtung von Mumia Abu-Jamal zu 
stoppen.“ 

„Sie haben eine Linie überschritten. Das 
ist keine Gerechtigkeit. Wir stimmen der 
Ermordung dieses Mannes nicht zu. Wir 
werden den groben ungerechten Prozess 
nicht akzeptieren, in dem Mumia zum To- 
de verurteilt wurde, wegen seiner politi- 
schen Überzeugung als ein ehemaliger 
Black Panther. Wir werden nicht einfach zu- 
schauen, während sie versuchen, einen Jour- 
nalisten zum Schweigen zu bringen, der vie- 
len bekannt ist als die ‚Stimme der Stimm- 
losen’. 


ER TEA, 


EEE 


* sind: DaimlerChrys- 


Einzelpreis : 3,00 DM. Ein Halbjahresabo kostet 27,00 
DM (Förderabo 30,00 DM), Buchläden, Infoläden und 
sonstige Weiterverkäufer erhalten bei Bestellung ab 3 
Stück 30 % Rabatt, ab 50 Stück das Heft zu 1,90 DM. Bei 
Bestellungen bitte Einzugsvollmacht beifügen oder Über- 
weisung auf das folgende Verlagskonto : Hamburger Spar- 
kasse, BLZ 200 505 50, Konto-Nr. 1269/122 311. Herstel- 
lung und Drucklegung : GNN Gesellschaft für Nachrich- 
tenerfassung und Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesell- 
schaft in Schleswig-Holstein / Hamburg m.b.H. Figen- 


„Mumia 91 — Notstand! Am 11. Septem- 
ber werden wir die Erde erbeben lassen, un- 
sere Stimme erheben, schreiben, singen, 
schauspielern und an die Wände malen. 
Wir werden eine Kultur des Widerstands in 
Leben rufen, um die Hinrichtung von Mu- 
mia Abu-Jamal zu stoppen. Mumia bist du. 
Mumia bin ich. Mumia sind wir alle. Schließ 
dich uns jetzt an!“ 

Mumia 911 Beratungsausschuss 

Edward Asner, Schauspieler, Robbie Conal, 
Visualkünstler, Ossie Davis, Schauspieler, 
Martin Espada, Dichter/Essacist, Michael 
Franti, Musiker, Danny Hoch, Schauspieler, 
Sonia Sanchez, Dichterin, Peter Sellars, 
Theaterdirektor, Pete Seeger, Liedermacher, 
Ntozake Shange, Dramtikerin/Dichterin, 
Alice Walker, Schriftstellerin 


Kontakt Mumia 911 
28 Vesey St., #2157, New York, NY 10007, 
USA. www.mumia911.org 


tumsvorbehalt: Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist das 
Angehörigen-Info so lange Eigentum des Absenders, bis 
esdem Gefangenen ausgehändigt wird. „Zur-Habe-Nah- 
me“ ist keine Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. 
Wird das Info dem Gefangenen nicht persönlich aus- 
gehändigt, ist es dem Absender mit dem Grund der 
Nichtaushändigung zurückzuschicken. Spendenkonto 
der Angehörigen: Sonderkonto Kiener, Landesbank Ba- 
den-Württembeig, BLZ 60050101, Konto-Nr. 
5454 194. Redaktionsschluß für Nr.226: So, 24.10.99 


